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ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 19. Juli 2006

über die staatliche Beihilfe C 35/2005, die die Niederlande für einen Breitbandnetzausbau in
Appingedam gewähren wollen

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2006) 3226)

(Nur der niederländische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/175/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaften, insbesondere auf Artikel 88 Absatz 2 Unterab-
satz 1,

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts-
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a),

Nach Aufforderung der Beteiligten zur Äußerung gemäß den
vorgenannten Artikeln (1) und unter Berücksichtigung ihrer
Stellungnahme,

in Erwägung nachstehender Gründe:

I. DAS VERFAHREN

(1) Mit Schreiben vom 2. November 2004 (am 18. November
2004 eingetragen unter der Nr. CP 212/2004) reichte der
Kabelbetreiber Essent Kabelcom (nachstehend „Essent“) bei
der Kommission eine förmliche Beschwerde ein. Die
Beschwerde betraf eine staatliche Beihilfe für ein Glas-
fasernetz (Fibre-to-the-Home- oder FTTH-Netz) in Appin-
gedam, einer Gemeinde in Nordholland. Essent hat
inzwischen bestätigt, dass die Beschwerde als förmliche
Beschwerde zu betrachten ist.

(2) Essent, der mit Abstand größte niederländische Kabelbe-
treiber, der unter anderem ein Kabelnetz in Appingedam

betreibt, hatte bereits im September 2004 bei einem
niederländischen Gericht Rechtsmittel eingelegt (2). Das
Gericht wies die Gemeinde Appingedam an, gemäß
Artikel 88 Absatz 3 EG-Vertrag die Beihilfepläne bei der
Kommission anzumelden und den weiteren Ausbau des
Netzes auszusetzen.

(3) Mit einem Schreiben, das am 3. Februar 2005 eingetragen
wurde, meldeten die niederländischen Behörden die Maß-
nahme bei der Kommission „aus Gründen der Rechtssicher-
heit“ an, vertraten aber die Auffassung, dass es sich nicht
um eine Beihilfe handle. Die Kommission bat die nieder-
ländischen Behörden am 31. März 2005 um weitere
Informationen. Nach einer Fristverlängerung antworteten
die niederländischen Behörden mit Schreiben vom
4. August 2005, das am 16. August 2005 eingetragen
wurde.

(4) Die Kommission setzte die niederländischen Behörden mit
Schreiben vom 20. Oktober 2005 von ihrem Beschluss in
Kenntnis, wegen der in Rede stehenden Maßnahme das
Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten
(„Beschluss zur Einleitung des Prüfverfahrens“). Der
Beschluss wurde im Amtsblatt der Europäischen Union vom
16. Dezember 2005 veröffentlicht (3). Die Kommission
forderte darin die Beteiligten zur Abgabe einer Stellung-
nahme zu der betreffenden Maßnahme auf.
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(1) ABl. C 321 vom 16.12.2005, S. 7.

(2) Rechtssache mit LJ-Nummer AQ8920, zu finden auf www.rechts-
praak.nl.

(3) Siehe Fußnote 1.



(5) Die niederländischen Behörden antworteten mit Schreiben
vom 3. Januar 2006 auf das in dem Beschluss zur
Einleitung des Prüfverfahrens enthaltene Ersuchen um
Äußerung. Die Kommission erhielt des Weiteren Stellung-
nahmen von folgenden Beteiligten:

— Essent Kabelcom B.V., eingegangen mit Schreiben vom
13. Januar 2006;

— VECAI, eingegangen mit Schreiben vom 13. Januar
2006;

— einer Branchenorganisation, die anonym bleiben
wollte, eingegangen mit Schreiben vom 16. Februar
2006.

(6) Die Stellungnahmen der Beteiligten wurden den nieder-
ländischen Behörden am 3. Mai 2006 zugeleitet. Diese
teilten der Kommission am 7. Juni 2006 mit, dass sie zu
den eingegangenen Stellungnahmen keine weiteren Bemer-
kungen abzugeben haben.

II. BESCHREIBUNG DER MASSNAHME

II.1. Hintergrund

(7) Die Gemeinde Appingedam hält den öffentlichen Beitrag
für notwendig, um dem mangelnden Angebot fortge-
schrittener Breitbande für Unternehmen und Bürger durch
die Förderung des Ausbaus eines Glasfasernetzes (Fibre to
the Home, FTTH) in Appingedam abzuhelfen (4). Der
Gemeinde zufolge bieten Essent und der Telekommunika-
tions-Betreiber KPN in Appingedam zwar einen Internetzu-
gang, aber keine fortgeschrittenen Breitbanddienste an. Die
Gemeinde beschloss, sich finanziell an dem Projekt zu
beteiligen, nachdem private Unternehmen kein Interesse an
der Beteiligung an diesem Projekt zu Marktbedingungen
gezeigt hatten.

II.2. Die geplante Maßnahme

(8) Die passive Schicht des Glasfasernetzes (Rechte für Grab-
ungsarbeiten, Rohrleitungen, Glasfaser usw.) gelangt in den
Besitz einer öffentlichen Stiftung („Stiftung Glasfasernetz
Appingedam“) (nachstehend „die Stiftung“), die von der
Gemeinde gegründet wird und unter ihrer Aufsicht steht.
Die Investitionen in die passive Schicht werden auf 4,9
Millionen EUR geschätzt. Für diesen Betrag wird die
Gemeinde Appingedam entweder einen Kredit oder eine
Kreditgarantie gewähren. Eine offene Ausschreibung des
Ausbaus der passiven Schicht war ursprünglich nicht
vorgesehen, doch hat sich die Gemeinde, wie in dem
Schreiben der niederländischen Behörden vom 4. August
2005 erklärt wird, dazu entschieden.

(9) Auf der Grundlage der passiven Schicht wird eine aktive
Schicht betrieben, deren Betreiber nur Großkundendienste
an Diensteanbieter erbringen wird, die ihrerseits End-
nutzern (Haushalte und Unternehmen) Breitbanddienste

erbringen werden. Die Kosten der aktiven Schicht (Tele-
kommunikationsausrüstung, Netzmanagement usw.) wer-
den auf 1 bis 1,3 Millionen EUR geschätzt. Die aktiven
Komponenten haben eine geschätzte wirtschaftliche
Lebensdauer von 5 bis 8 Jahren.

(10) Die niederländischen Behörden erklärten anfänglich, die
aktive Schicht werde Eigentum einer von privaten Investoren
zu gründenden Einheit („Stiftung Damsternet“), von der
diese finanziert wird. Nicht alle privaten Interessenten
waren bekannt. Den Behörden zufolge haben […] (*), […]
und […] ihr Interesse bekundet.

(11) In dem Schreiben vom 4. August 2005 haben die
niederländischen Behörden indes erklärt, die Gemeinde
werde das Nutzungsrecht an der aktiven Schicht des Netzes,
einschließlich des Netzbetriebs, letztendlich an einen
Betreiber (nachstehend „der Betreiber“) öffentlich vergeben.
Den der Kommission vorliegenden Informationen zufolge
ist nicht beabsichtigt, dass andere Anbieter elektronischer
Kommunikationsdienste als der Betreiber direkten Zugang
zu der passiven Schicht erhalten werden.

(12) Im gegenwärtigen Stadium ist noch unklar, zu welchen
finanziellen Konditionen das Nutzungsrecht eingeräumt
wird. In dem Entwurf eines Nutzungsvertrags wird
bestimmt, dass der Inhaber des Nutzungsrechts der Stiftung
jährlich eine Nutzungsvergütung zahlt. Die Stiftung wird
jedoch „maximal einen Betrag fordern, der 80 % des Cash-
flow in dem betreffenden Jahr entspricht“. Bei einem
negativen Cash-flow wird die Stiftung keine Vergütung
verlangen. In einem solchen Falle wird sie lediglich ein
minimales Entgelt fordern, wie in einer Anlage zum
Nutzungsvertrag angegeben. Allerdings wird in der Anlage
noch nicht festgelegt, welche Zahlung vorgesehen ist.

II.3. Betroffene Produkt- oder
Dienstleistungsmärkte

(13) Bei einem Ausbau des Breitbandnetzes in Appingedam
werden Anbieter elektronischer Kommunikationsdienste
den Großkundenzugang nutzen, um Endnutzern Privat-
kundenbreitbanddienste zu erbringen. Deshalb betrifft die
Einführung des geplanten, von der Gemeinde zu finanzie-
renden Breitbandnetzes sowohl Großkunden- als auch
Privatkundenmärkte in Appingedam.

(14) Was den Privatkundenmarkt für Breitbanddienste in Appin-
gedam anbelangt, erbringen sowohl KPN als auch Essent
Breitbanddienste an Endnutzer: Essent bietet jetzt Down-
loadgeschwindigkeiten bis 5 Mbit/s und KPN bis 6 Mbit/s.
Sowohl bei Essent als auch bei KPN gibt es Dreifachange-
bote (Sprachtelefondienst, Internetzugang und Digital-/
Analog-Fernsehen). Auch andere Internet-Diensteanbieter
können auf der Grundlage des Großkundenzugangs von
KPN Breitbanddienste anbieten. Den der Kommission
vorliegenden Informationen zufolge wird Essent im Laufe
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(4) Breitbanddienste definiert als „always-on“-Kommunikationsdienste,
die die Übertragung großer Datenmengen ermöglichen, können
durch Nutzung verschiedener Kombinationen von Kommunikations-
netztechnologien („Plattformen“) bereitgestellt werden. Dabei kann
es sich um eine feste auf Funk basierende Übertragungs-Infrastruktur
handeln, und diese können nach der jeweiligen Situation einander
ersetzen oder ergänzen. Bei den heutigen Breitbanddiensten für die
Allgemeinheit liegen die Downloadgeschwindigkeiten gewöhnlich
zwischen 512Kbit/s und 1Mbit/s. Für Unternehmen sind wesentlich
höhere Geschwindigkeiten erforderlich. (*) Geschäftsgeheimnis



des Jahres 2006 Downloadgeschwindigkeiten bis 8 Mbit/s
und für sein fortgeschrittenstes Produkt sogar 15 Mbit/s
anbieten (5). Ferner verfügen sowohl KPN als auch Essent
mit ihren bestehenden Netzen über die technischen
Möglichkeiten für einen weiteren Ausbau der Bandbreiten-
kapazität ihres Diensteangebots.

(15) Bezüglich der Großkundenmärkte sollen durch das Ein-
greifen der Gemeinde Appingedam über den Betreiber ein
Großkundenglasfasernetz und Großkundenbreitband-
dienste über Glasfaseranschlüsse mit hoher Bandbreite
bereitgestellt werden (6). Was die Großkundenmärkte
angeht, die in der Empfehlung der Kommission über
relevante Märkte (7) unterschieden werden, so betrifft die
vorgeschlagene Maßnahme im vorliegenden Fall offensicht-
lich zwei spezifische Märkte mittelbar oder unmittelbar. Es
scheint sich dabei um den Großkundenmarkt für ent-
bündelten Zugang zum Teilnehmeranschluss (Markt 11 der
Empfehlung) und den Markt für Breitbandzugang für
Großkunden (Markt 12 der Empfehlung) zu handeln. In
Appingedam bietet KPN Großkundenzugang zur Infra-
struktur und zu Diensten, die für die Erbringung von
Breitbanddiensten erforderlich sind (8).

II.4. Gründe für die Einleitung des Verfahrens einer
eingehenden Prüfung

(16) In ihrem Beschluss zur Einleitung des Prüfverfahrens hegte
die Kommission Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit
der Maßnahme mit dem Gemeinsamen Markt gemäß
Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag. In Bezug
auf die Notwendigkeit der Maßnahme wurde in dem
Beschluss zur Einleitung des Prüfverfahrens bezweifelt, ob
in Appingedam tatsächlich Anhaltspunkte für ein „Markt-
versagen“ bestanden.

(17) In dem Beschluss heißt es, Breitbandnetzanschlüsse seien in
Appingedam bereits vorhanden, auch wenn die jetzt
erbrachten Dienste mit den Diensten des geplanten Netzes
nicht ganz zu vergleichen seien. Deshalb wurde die
Auffassung vertreten, zwischen den bestehenden Netzen
und der geplanten Maßnahme gäbe es erhebliche Über-
schneidungen bei der Netzerfassung und den Leistungs-
bedingungen.

(18) Die Kommission bezeichnete ferner Anwendungen oder
Dienste bei Bürgern und Unternehmen, die nicht mithilfe

der über die heutigen Netze bereitgestellten Breitband-
dienste erbracht werden könnten, als schwer vorstellbar.
Zwischen den über das geplante FTTH-Netz einerseits und
die bestehenden Netze andererseits erbrachten Privat- und
Großkundendienste bestehe ein hohes Maß an Substituier-
barkeit. Deshalb könne in naher Zukunft der Wettbewerb
aufgrund der Maßnahme erheblich verfälscht werden.

(19) Die von den niederländischen Behörden geplanten Maß-
nahmen bergen die ernste Gefahr, dass das staatliche
Eingreifen bestehende und zukünftige Investitionen der
Marktteilnehmer verdrängen könnte. In dem Beschluss zur
Einleitung des Prüfverfahrens wird es daher unter diesen
Umständen als zweifelhaft bezeichnet, ob die geplante
Maßnahme und die Gewährung einer Beihilfe als solche in
dem vorliegenden Fall in einem Verhältnis zu dem
verfolgten Ziel stehen.

III. BEI DER KOMMISSION EINGEGANGENE
STELLUNGNAHMEN

III.1. Stellungnahmen Dritter

(20) Die Kommission hat Stellungnahmen von drei Beteiligten
erhalten: Essent, VECAI und einer Branchenorganisation,
die anonym bleiben möchte.

(21) Kabelbetreiber Essent macht unter Verweis auf einen
Bericht des CPB (9) geltend, in Appingedam liege kein
Marktversagen vor. Das CPB untersuchte das angebliche
Marktversagen auf dem Breitbandmarkt in den Nieder-
landen (10) und gelangte zu dem Schluss, dass der nieder-
ländische Breitbandmarkt kein nennenswertes Versagen
aufweist. Dem Bericht zufolge ist es nicht gerechtfertigt,
politische Maßnahmen mit dem Argument des Marktver-
sagens zu begründen. Laut Essent hat sich der Wirtschafts-
minister in einem Schreiben an das niederländische
Parlament vom 5. Dezember 2005, das bei der Kommission
eingegangen ist, der Schlussfolgerung des CPB angeschlos-
sen.

(22) Essent behauptet des Weiteren, Appingedam könne nicht
als Randregion mit sozioökonomischem Entwicklungsrück-
stand betrachtet werden. Die Dienste, die die Gemeinde in
den Bereichen Schule, Gesundheit und Altenfürsorge
anbieten wolle, könnten auch über die bestehenden Netze
bereitgestellt werden. Essent stimmt der Schlussfolgerung
der Kommission zu, dass es schwer vorstellbar sei, dass es
Anwendungen oder Dienste gebe, die zwar über das FTTH-
Netz, nicht aber über die heutigen Netze erbracht werden
könnten. Überdies sind laut Essent die Preise für Breitband-
anschluss in Appingedam nicht höher als anderswo in den
Niederlanden.
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(5) Gemäß den Auskünften, die die Kommission von Essent erhalten hat.
(6) Ein Markt für Großkundenzugang zu Rohrleitungen oder dunkler

Glasfaser (Dark Fibre) ist noch nicht in die Mitteilung der
Kommission über relevante Märkte für elektronische Kommunika-
tionsdienste aufgenommen. Der EU-Rechtsrahmen für elektronische
Kommunikation sieht folglich, zumindest derzeit, keine ausdrück-
liche Bestimmung über den Zugang Dritter zur Rohrleitungs- oder
Glasfaserinfrastruktur vor. Empfehlung 2003/311/EG der Kommis-
sion vom 11. Februar 2003 über relevante Produkt- und Dienst-
märkte des elektronischen Kommunikationssektors, die aufgrund der
Richtlinie 2002/21/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommu-
nikationsnetze und -dienste für eine Vorabregulierung in Betracht
kommen (ABl. L 114 vom 8. Mai 2003, S. 45).

(7) Siehe Fußnote 6.
(8) KPN verfügt auf den Großkundenmärkten für entbündelten Zugang

und bestimmte Großkunden-Mietleitungen über eine beträchtliche
Marktmacht. Deshalb muss sich KPN an die Zugangsvorschriften
über wichtige Vorleistungen für die Bereitstellung von Breitband-
diensten wie Teilnehmeranschlüssen oder Großkunden-Mietleitun-
gen halten. Ferner bietet KPN freiwillig Bitstrom-Zugang, ein
Großkundenzugangsprodukt.

(9) Das Zentrale Planbüro ist ein Forschungsinstitut, das eigenständige
Wirtschaftsanalysen erstellt. Das CPB ist in Bezug auf den Inhalt
unabhängig, bildet aber gleichzeitig einen formellen Bestandteil der
Zentralregierung.

(10) „Do market failures hamper the perspectives of broadband?“, Zentrales
Planbüro, Dezember 2005.



(23) VECAI, die Branchenorganisation von Kabelunternehmen
in den Niederlanden, hält die geplanten Beihilfemaßnahmen
für unvereinbar mit Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-
Vertrag. Staatliche Beihilfen in diesem Sektor werden
VECAI zufolge auf einem Markt, auf dem ein harter
Wettbewerb besteht, unmittelbar wettbewerbsverzerrend
wirken.

(24) VECAI zufolge liegt auf dem Markt für Breitbanddienste in
den Niederlanden gegenwärtig kein Marktversagen vor. Zur
Untermauerung dieses Arguments verweist VECAI genau
wie Essent auf den CPB-Bericht und das Schreiben des
Wirtschaftsministers. Die vorhandene Infrastruktur eigne
sich für die Erbringung sehr fortgeschrittener Breitband-
dienste. Die geplanten Investitionen werden laut VECAI zu
einer Duplizierung anstelle einer Ergänzung der bestehen-
den Infrastruktur führen.

(25) VECAI macht des Weiteren geltend, Appingedam könne
nicht als eine Randregion betrachtet werden. Außerdem
könne, so VECAI, die Tatsache, dass die Gemeinde nicht nur
als Infrastruktureigentümerin, sondern auch als „öffentliche
Behörde“ (Erteilung von Genehmigungen, Wegerechte usw.)
auftritt, unter bestimmten Umständen zu einem Interessen-
konflikt führen. Bei der Förderung von Breitbandinitiativen
bestehe die Gefahr eines Konflikts zwischen öffentlichen
und privaten Tätigkeiten.

(26) Nach Ansicht der Branchenorganisation, die anonym
bleiben möchte, muss die Kommission die Entwicklung
offener passiver Zugangsinfrastrukturen fördern. Die Auf-
teilung zwischen Dienstleistungen und Infrastruktur kann
der Organisation zufolge die Markteintrittsbarrieren ver-
ringern, wettbewerbsfördernd und innovationsstimulierend
sein. Nach Meinung der Organisation müssen die Wett-
bewerbsvorschriften auf die Förderung des allgemeinen
Wohlstands und nicht auf den Schutz bestehender Markt-
beteiligter ausgerichtet sein.

(27) Die Branchenorganisation führt aus, staatliche Beihilfen
seien nicht erforderlich, sofern sich die Eigentümer der
vorhandenen Infrastruktur darauf verständigten, ihre Infra-
struktur allen Anbietern elektronischer Kommunikations-
dienste zugänglich zu machen und den Zugang auf einer
fairen und kostenbezogenen Grundlage zu gewähren.
Geschehe dies aber nicht, läge tatsächlich ein Marktversagen
vor und müsse die Möglichkeit einer staatlichen Inter-
vention bestehen.

III.2. Bemerkungen der niederländischen Behörden

(28) In Beantwortung des in dem Beschluss zur Einleitung des
Prüfverfahrens enthaltenen Ersuchens um Stellungnahme
haben die niederländischen Behörden keines der von der
Kommission bei der Einleitung des Verfahrens vorgeb-
rachten Argumente widerlegt. Die niederländischen Behör-
den legten eine Reihe von Dokumenten
(Untersuchungsberichte) vor, die die Gründe für die Maß-
nahme sowie die Möglichkeiten des Netzes verdeutlichen
sollen.

(29) In den Berichten liegt der Nachdruck auf den möglichen
Anwendungen des geplanten Netzes. Die niederländischen
Behörden führen an, man habe sich deshalb für ein
Glasfasernetz entschieden, weil die heutige Infrastruktur

nicht die gewünschte Breitbandkapazität und Dienstleis-
tungsqualität biete. Durch die geplante Infrastruktur sollten
schnelle Internetanschlüsse, Videokonferenzen, Video-on-
Demand, interaktive Spiele/TV und IP-VPN (11) -Dienste
ermöglicht werden.

(30) Die Dienste und Anwendungen, die über das geplante
FTTH-Netz angeboten werden könnten, gelten als wichtig
für die Ausübung der Aufgaben der Gemeinde selbst (wie
das Anbieten elektronischer Behördendienste), für das
Gesundheitswesen (wie Telemedizin und Zusammenarbeit
über die verschiedenen gesundheitsrelevanten Einrichtun-
gen) und für das Unterrichtswesen (wie Anwendungen für
Fernunterricht). In diesem Zusammenhang verweisen die
niederländischen Behörden auf den hohen Anteil Arbeits-
loser und älterer Menschen in Appingedam, für die der
Zugang zu fortgeschrittenen Breitbanddiensten notwendig
sei.

IV. VORLIEGEN EINER STAATLICHEN BEIHILFE

(31) Die niederländischen Behörden führten mehrere Argu-
mente als Beleg dafür an, dass es sich nicht um eine
staatliche Beihilfe handele und sich das Vorhaben aus-
schließlich auf das Anbieten einer „offenen Infrastruktur“
beziehe.

IV.1. Allgemeine Infrastruktur?

(32) Den niederländischen Behörden zufolge fällt die Maßnahme
nicht in den Anwendungsbereich von Artikel 87 Absatz 1
EG-Vertrag, sondern muss als eine typische staatliche
Aufgabe betrachtet werden, bestehend in der Bereitstellung
einer allgemeinen „öffentlichen“ Infrastruktur, die allen
Parteien unter den gleichen Bedingungen zugänglich ist.

(33) Nach Auffassung der Kommission wäre dies der Fall, wenn
eine Infrastruktur für das Erbringen eines Dienstes, der in
die Verantwortung des Staates gegenüber der Allgemeinheit
fällt, benötigt wird und auf die Schaffung der Voraus-
setzungen für diesen Dienst beschränkt bleibt. Zudem muss
es sich dabei um eine Einrichtung handeln, deren Angebot
auf dem Markt insofern unwahrscheinlich ist, als dies
wirtschaftlich unrentabel wäre. Auch darf sie nicht in einer
Weise betrieben werden, dass ausschließlich ein bestimmtes
Unternehmen begünstigt wird.

(34) Die Kommission vertritt deshalb die Auffassung, dass das
Vorhaben nicht als eine allgemeine Infrastruktur anzusehen
ist, die außerhalb des Geltungsbereichs der Kontrolle
staatlicher Beihilfen liegt. Im Gegensatz zu bestimmen
Infrastrukturen für den Verkehrsbereich, die allen poten-
ziellen Nutzern unter gleichen und nichtdiskriminierenden
Bedingungen zugänglich sind und die nicht unter rein
kommerziellen Voraussetzungen vom Markt bereitgestellt
(installiert und/oder verwaltet) werden, erfolgt die Installa-
tion dieser Art Infrastruktur durch private Marktteilnehmer,
wenn auch nicht notwendigerweise zu den von der
Gemeinde Appingedam für die fragliche Maßnahme fest-
gelegten Konditionen.

(35) Wie die Präsenz von KPN und Essent in Appingedam zeigt,
stellt das Anbieten eines lokalen Netzes für den Zugang zur
elektronischen Kommunikation keine einem öffentlichen
Dienst vorbehaltene Aufgabe dar, sondern werden solche

L 86/4 DE Amtsblatt der Europäischen Union 27.3.2007

(11) Internet-protocol based Virtual Private Network services.



Netze in der Regel von Betreibern angeboten, die für
Haushalte und Unternehmen elektronische Kommunika-
tionsdienste erbringen. Die geplante Maßnahme bedeutet
mithin in gewissem Maße eine Duplizierung von Markt-
initiativen bzw. läuft auf das Erbringen bereits verfügbarer
Dienste hinaus.

(36) Bei solchen Einrichtungen sind Marktverfälschungen nicht
per se ausgeschlossen, sondern dies muss fallweise festge-
stellt werden. In Appingedam ist die Marktsituation so
beschaffen, dass die Maßnahme den Wettbewerb wegen der
Konkurrenz zu bestehenden Netzen privater Unternehmen
oder weil zukünftige Privatinvestitionen in vergleichbare
Einrichtungen dadurch abgehalten werden könnten, ver-
fälscht oder zu verfälschen droht.

(37) Nach Ansicht der Kommission fällt das Vorhaben in
Appingedam daher in den Anwendungsbereich der Kon-
trolle staatlicher Beihilfen und ist nicht als eine allgemeine
Infrastruktur zu betrachten, für die der Staat üblicherweise
die Verantwortung gegenüber der Öffentlichkeit trägt.

IV.2. Erbringung einer Dienstleistung von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse?

(38) Auch wenn sich die niederländischen Behörden nicht
ausdrücklich auf eine Dienstleistung von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse berufen haben, wird geprüft, ob
die Bereitstellung des FTTH-Netzes in Appingedam als
solche betrachtet werden kann.

(39) Die Mitgliedstaaten haben in der Regel einen breiten
Ermessensspielraum bei der Definition einer Leistung als
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse.
Allerdings muss dabei der Rechtsprechung der Gemein-
schaftsgerichte Rechnung getragen werden, in der die
allgemeinen Grundsätze festgelegt sind (12).

(40) Durch die in Rede stehende Maßnahme soll eine Vertrags-
beziehung zwischen dem Betreiber der aktiven Schicht und
der Gemeinde/Stiftung gemäß den Grundsätzen einer fast
klassischen privat-öffentlichen Partnerschaft hergestellt
werden und nicht eine Dienstleistung von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse in Auftrag gegeben und ausge-
führt werden. Dies ist auch den die Maßnahme betreffenden
Mitteilungen und Dokumenten der niederländischen Regie-
rung zu entnehmen, in denen die Worte „Dienstleistung
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse“ oder ver-
gleichbare Bezeichnungen nirgendwo vorkommen. Im
Gegensatz zu Fällen, in denen die Kommission zu dem
Schluss gelangte, dass eine finanzielle staatliche Beihilfe eine
Vergütung für eine Dienstleistung von allgemeinem wirt-
schaftlichem Interesse darstellt — siehe die Entscheidung in
Sachen Pyrénées-Atlantiques (13) –, wurde im vorliegenden
Fall weder der Stiftung noch dem Betreiber ein präziser
Auftrag zur Erbringung einer Dienstleistung von allge-
meinem wirtschaftlichem Interesse für die breite Öffent-
lichkeit — Bürger und Unternehmen — in ländlichen und
abgelegenen Gebieten erteilt, in denen kein einziger
sonstiger Betreiber einen allgemein zugänglichen und
erschwinglichen Breitbandanschluss anbietet.

(41) In der Angelegenheit Pyrénées-Atlantiques hatte die Maß-
nahme unmittelbar zum Ziel, der breiten Öffentlichkeit in
einem Gebiet, in dem Breitbandstrukturen nur in begrenz-
tem Umfang zur Verfügung stehen, Breitbanddienste über
ein Großkundennetz zugänglich zu machen. Diese Bedin-
gungen gelten nicht in Appingedam, wo bereits über zwei
Netze Breitbanddienste erbracht werden.

(42) Da die Kommission die Maßnahme nicht als Dienstleistung
von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betrachtet, hält
sie eine Beurteilung der Maßnahme im Lichte der übrigen
Kriterien des Urteils Altmark (14) nicht für erforderlich.

IV.3. Die Gemeinde Appingedam handelt nicht als
Privatinvestor

(43) Die niederländischen Behörden machen geltend, dass die
Investitionen der Gemeinde und der Stiftung deshalb
notwendig seien, weil die Marktteilnehmer nicht bereit
seien, in das passive FTTH-Netz in Appingedam zu
investieren, da die erwartete Rendite ihrer Investitionen
nicht ausreiche, um Investitionen zu Marktbedingungen zu
rechtfertigen.

(44) Den niederländischen Behörden zufolge hat die Gemeinde
mehrere Banken um die Finanzierung der Investitionen in
die passive Schicht des Netzes ersucht, aber außer der Bank
Niederländischer Gemeinden (BNG) haben alle Banken eine
Projektfinanzierung abgelehnt. Die BNG ist bereit, der
Gemeinde ein Darlehen zu gewähren, da die BNG nur die
Kreditwürdigkeit des Darlehensbegünstigten, das heißt der
Gemeinde, beurteilt hat und nicht den Ausbau des FTTH-
Netzes durch die Stiftung oder das allgemeine Projekt als
solches.

(45) Die Investition der Gemeinde in die Stiftung und die
Investition der Stiftung in die passive Schicht bestehen
daher nicht den „Test des marktwirtschaftlich handelnden
Kapitalgebers“, weil ein Marktteilnehmer nicht in die
passive Schicht investiert hätte, wie offensichtlich im Falle
der Gemeinde, als sie sich an Privatinvestoren wandte.

IV.4. Würdigung der Maßnahme

(46) In ihren ersten Beiträgen vor dem Beschluss zur Einleitung
des Prüfverfahrens machten die niederländischen Behörden
geltend, die geplante Maßnahme sei auf keiner der vier
unterscheidbaren Ebenen als staatliche Beihilfe zu betrach-
ten. Ihrer Aussage zufolge sollte die Stiftung nicht bevorteilt
werden, und soweit ein Vorteil vorliege, bedeute er
gleichwohl keine Beeinträchtigung des Handels zwischen
Mitgliedstaaten. Ferner wird ihrer Ansicht nach weder dem
Betreiber der aktiven Schicht noch den Anbietern von
Privatkundendiensten eine Beihilfe gewährt. Der Betreiber
werde für die Anbieter von Privatkundendiensten, die sie
bereits früher über bestehende Infrastrukturen erbracht
haben, marktkonforme Großkundenpreise berechnen (müs-
sen). Sollte die Kommission von der Gemeinde eine
Garantie verlangen, dass der Betreiber Marktpreise anwen-
det, könnte dies von der Gemeinde in einem Vertrag
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(12) Wie die Kommission bereits früher in Bezug auf den Zugang zu
Breitbanddiensten dargelegt hat, beispielsweise in Randnummer 46
der Entscheidung über ein Breitbandprojekt in der französischen
Region Pyrénées-Atlantiques, Entscheidung der Kommission vom
16. November 2004 in der Sache N381/04, „Pyrénées-Atlantiques“
(Frankreich), ABl. C 162 vom 2.7.2005, S. 5.

(13) Siehe Fußnote 11.
(14) Urteil vom 24. Juli 2003, Rechtssache C-280/00, Altmark Trans und

Regierungspräsidium Magdeburg, Slg. 2003, I-7747.



zwischen der Stiftung und dem Betreiber festgelegt werden.

(47) Abschließend führen die niederländischen Behörden an,
dass im Gegensatz zum Dossier ATLAS (15) das Netz in
Appingedam hauptsächlich genutzt werde, um Haushalten/
Bürgern, die keiner wirtschaftlichen Tätigkeit nachgehen,
Dienste bereitzustellen. Soweit es sich um eine Beihilfe an
Unternehmen in Appingedam handle, bleibe diese unter der
in der Verordnung (EG) Nr. 69/2001 der Kommission vom
12. Januar 2001 über die Anwendung der Artikel 87 und
88 EG-Vertrag auf „De minimis“-Beihilfen (16) festgelegten
zulässigen Beihilfeintensität.

(48) Die Kommission erklärte bereits in ihrem Beschluss zur
Einleitung des Prüfverfahrens (17), die niederländischen
Behörden hätten keine Auskünfte zur Bekräftigung dieser
Argumente erteilt. Nach Einleitung des Verfahrens haben
die niederländischen Behörden auch keine weiteren Beweise
vorgelegt, um ihre Argumente zu diesen Punkten zu
untermauern.

(49) Gemäß dem Vertrag und nach ständiger Rechtsprechung
liegt eine staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 87
Absatz 1 EG-Vertrag vor, wenn eine Maßnahme:

— eine staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewährte
Beihilfe ist;

— bestimmte Unternehmen oder Produktionszweige
begünstigt;

— den Wettbewerb verfälscht oder zu verfälschen droht,
und

— den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen
kann.

Staatliche Mittel

(50) Die Gemeinde Appingedam wird einen Kredit gewähren
oder eine Kreditbürgschaft übernehmen. Die Mittel zur
Finanzierung der passiven Schicht dieses Netzes würden
demnach zumindest teilweise von der Gemeinde Appinge-
dam stammen. Diese Mittel sind daher als staatliche Mittel
anzusehen (18).

Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige

(51) Der Kredit oder die Kreditgarantie, die von der Gemeinde zu
gewähren sind, begünstigt verschiedene Marktteilnehmer:

Begünstigung der Stiftung

(52) Die von der Gemeinde gegründete und unter ihrer Aufsicht
stehende Stiftung wird Eigentümerin der passiven Schicht
des Netzes sein. Die Stiftung stellt dem Betreiber die passive
Schicht zur Verfügung. Installation und Vermietung der
passiven Schicht können als Wirtschaftsaktivität betrachtet
werden, und die Stiftung kann deshalb als ein Unternehmen
im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag gelten.

(53) Nach den der Kommission zur Verfügung stehenden
Informationen wird die passive Schicht ohne jeglichen
Beitrag seitens der Stiftung von der Gemeinde finanziert.
Allem Anschein nach zahlt die Stiftung auch keine
Vergütung für die Inanspruchnahme des Netzes. Wie in
den Erwägungen (43) bis (45) dargelegt wurde, entspricht
die Investition der Gemeinde Appingedam in die passive
Schicht nicht dem Grundsatz des marktwirtschaftlich
handelnden Kapitalgebers. Die Stiftung wird daher durch
die von der Gemeinde gewährten staatlichen Mittel im
Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag begünstigt.

Begünstigung des Betreibers der aktiven Schicht des Netzes

(54) Die niederländischen Behörden haben bestätigt, dass die
Konzession für den Betrieb der passiven Infrastruktur
öffentlich ausgeschrieben wird. Im Falle des Zuschlags im
Anschluss an eine öffentliche Ausschreibung könnte die im
Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag verstandene
Begünstigung der Partei, die den Auftrag erhält, auf ein
Minimum reduziert werden.

(55) Auch wenn das Projekt für den Betreiber durch die
öffentliche Ausschreibung nicht sonderlich ertragreich sein
wird, erhält er doch Zugang zu der passiven Schicht des
Netzes zu Bedingungen, die aller Wahrscheinlichkeit nach
weder die Kosten der Gemeinde und/oder der Stiftung für
den Netzausbau widerspiegeln noch es der Gemeinde
ermöglichen dürften, größtmögliche Einkünfte aus dem
Projekt zu erzielen. Wenngleich, wie in den Erwägungen
(8) bis (9) bereits dargelegt, unklar ist, zu welchen
finanziellen Konditionen die Genehmigung erteilt wird, ist
der Preis für den Zugang dank der staatlichen Beihilfe
vermutlich niedriger als die Kosten, die wahrscheinlich
nicht auf den Marktpreisen für den Zugang zu einem
vergleichbaren passiven Netz beruhen werden.

(56) Der Betreiber könnte ein staatlich finanziertes Netz
betreiben und Zugang zum Markt für Großkundendienste
zu Bedingungen finden, wie sie sonst auf diesem Markt
nicht gelten. Der Betreiber wird deshalb durch den Eingriff
des Staates begünstigt.

Begünstigung des Anbieters elektronischer
Kommunikationsdienste

(57) Selbst wenn alle interessierten Anbieter elektronischer
Kommunikationsdienste über den Betreiber zu transparen-
ten und gleichen Bedingungen Zugang zu dem Glas-
fasernetz erhielten, wird der Preis für diesen Zugang
aufgrund der staatlichen Beihilfe vermutlich immer noch
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(15) Siehe Verfügung der Kommission vom 9. September 2004 in der
Sache N 213/2003 — ATLAS-Projekt im Vereinigten Königreich;
Regelung Breitdbandinfrastruktur für Unternehmensgelände.

(16) ABl. L 10 vom 13.1.2001, S. 30.
(17) Punkt 10.
(18) Wie in Randnummer 2.1.2. der Mitteilung der Kommission über die

Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche
Beihilfen in Form von Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften
(ABl. C 71 vom 11.3.2000, S. 14) dargelegt, kann, selbst wenn im
Rahmen einer Garantie keinerlei Zahlungen des Staates erfolgen,
trotzdem eine staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 87 Absatz 1
EG-Vertrag vorliegen. Auch wenn keine direkte und eindeutige
Übertragung staatlicher Mittel erfolgt ist, handelt es sich gleichwohl
um staatliche Mittel, vgl. Urteil vom 1. Dezember 1998 in der
Rechtssache C-200/97, Ecotrade gegen AFS, Slg. 1998, I-7907,
Randnr. 43, und Urteil vom 13. Juni 2000 in den verbundenen
Rechtssachen T-204/97 und T-270/97, EPAC, Slg.1997, II-2267,
Randnr. 80 und 81.



niedriger sein als die Kosten, die aller Wahrscheinlichkeit
nach nicht auf den Marktpreisen für vergleichbare Groß-
kundenbreitbanddienste beruhen. Die Anbieter dieser
Dienste werden mithin begünstigt, da ihnen Zugang zum
Privatkundenmarkt für schnelle Breitbanddienste verschafft
und es ihnen ermöglicht wird, ihre Wirtschaftstätigkeit zu
Bedingungen auszuüben, die sonst auf dem Markt nicht
existieren.

Begünstigung von Endnutzern

(58) Aus dem Vorstehenden lässt sich folgern, dass die
Begünstigung des Betreibers, der Diensteanbieter und
anderer Erbringer von Telekommunikationsdiensten auch
einen Vorteil für die Haushalte und Unternehmen in
Appingedam bedeutet. Haushalte fallen nicht unter die
staatlichen Beihilfebestimmungen, die Unternehmen in dem
betreffenden geografischen Gebiet jedoch könnten einen
Vorteil aus dem breiteren Diensteangebot und den Preisen
ziehen, die niedriger sind, als sie sie zu reinen Geschäfts-
bedingungen betreffend Mietleitungsangebote oder Satelli-
tenanschlüsse erzielen könnten. Darüber hinaus wären sie
im Vorteil gegenüber in anderen Regionen der Niederlande
niedergelassenen Unternehmen. Die niederländischen
Behörden haben außerdem argumentiert, die Endnutzer
seien allesamt kleine und mittlere Unternehmen (KMU),
ohne jedoch zu begründen, weshalb eine Unterstützung
dieser Gruppe gerechtfertigt sein soll. Zudem ist die
Beihilfemaßnahme eindeutig nicht nur auf die Endnutzer
beschränkt.

(59) Die niederländischen Behörden wiederholten ihren Stand-
punkt, dass, sofern eine Beihilfe an Unternehmen in
Appingedam vorliege, diese die Beihilfeintensität der Ver-
ordnung (EG) Nr. 69/2001 nicht überschreite. Die
Kommission anerkennt zwar, dass der Vorteil für jedes
der Endnutzer-Unternehmen nicht über dem De-minimis-
Schwellenwert liegt. Allerdings ist nicht auszuschließen,
dass die Beihilfe die Grenzwerte dieser Verordnung über-
schreitet bzw. gegen die Bestimmungen zur Beihilfekumu-
lierung verstößt.

Wettbewerbsverfälschung

(60) Das geplante Eingreifen des Staates verändert die bestehen-
den Marktbedingungen in Appingedam, indem (dem
Betreiber) ein subventionierter Zugang zum Großkunden-
markt für schnelle Breitbanddienste ermöglicht und Dienst-
eerbringern Zutritt zu den nachgelagerten Märkten unter
anderem für Privatkundenbreitband- und Telekommunika-
tionsdienste verschafft wird. Bei ihren Entscheidungen, in
ihr Netz zu investieren und dieses instand zu halten, sind
die bestehenden Anbieter Essent und KPN bei ihren
Berechnungen von der Annahme ausgegangen, dass andere
Anbieter elektronischer Kommunikationsdienste die vollen
Kosten für ein neues Netz zu tragen oder einen Marktpreis
für den Zugang zu Großkundendiensten zu zahlen hätten,
was nach der geplanten staatlichen Intervention nicht mehr
der Fall zu sein scheint. Die Tatsache, dass allem Anschein
nach ein neues Netz zu Bedingungen bereitgestellt wird, die
unter dem Marktpreis liegen, führt ebenfalls zu einer
Wettbewerbsverfälschung auf den nachgelagerten Märkten
für Privatkundenbreitband- und andere elektronische
Kommunikationsdienste.

Auswirkungen auf den Handel

(61) Da das Eingreifen des Staates die Telekommunikationsbe-
treiber aus anderen Mitgliedstaaten beeinträchtigen könnte,
hat die Maßnahme Auswirkungen auf den Handel. Die
Telekommunikationsmärkte lassen immer mehr Wettbe-
werb zwischen Anbietern elektronischer Kommunikations-
dienste und Diensteerbringern zu, die zumeist Aktivitäten
entfalten, in deren Rahmen ein Handel zwischen Mitglied-
staaten stattfindet. So gehören mehrere in den Niederlanden
tätige Kabelbetreiber und Internet-Diensteanbieter inter-
nationalen Gruppen an, die in ganz Europa operieren und
in den Niederlanden, aber auch in anderen Ländern
Investitionen tätigen.

Schlussfolgerungen

(62) Unter Würdigung der obigen Ausführungen vertritt die
Kommission die Auffassung, dass die Stiftung, der Betreiber
und die Diensteanbieter durch das mit staatlichen Mitteln
finanzierte Projekt begünstigt werden, was sich zumindest
teilweise in einem wirtschaftlichen Vorteil für die Unter-
nehmen in Appingedam niederschlägt. Das Projekt ver-
fälscht den Wettbewerb und hat Auswirkungen auf den
Handel zwischen Mitgliedstaaten.

(63) Nachdem nunmehr feststeht, dass die Maßnahmen eine
Beihilfe im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag
darstellen, muss geprüft werden, ob sie als mit dem
Gemeinsamen Markt vereinbar anzusehen sind.

V. BEWERTUNG DER VEREINBARKEIT

(64) In Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag ist der allgemeine
Grundsatz des Verbots staatlicher Beihilfen in der Gemein-
schaft festgeschrieben. In Artikel 87 Absatz 2 und 3 EG-
Vertrag werden Ausnahmen zu dem in Artikel 87 Absatz 1
EG-Vertrag enthaltenen allgemeinen Grundsatz der Unver-
einbarkeit genannt.

(65) Artikel 87 Absatz 2 bestimmt, in welchen Fällen Aus-
nahmen von dem allgemeinen Verbot staatlicher Beihilfen
nach Artikel 87 Absatz 1 ohne weiteres möglich sind. Keine
der in Artikel 87 Absatz 2 genannten Ausnahmen sind im
vorliegenden Fall anwendbar. In Bezug auf Artikel 87
Absatz 2 Buchstab a) ist festzustellen, dass das Projekt nicht
als eine Beihilfemaßnahme sozialer Art betrachtet werden
kann und die Beihilfe nicht nur einzelnen Verbrauchern
gewährt wird.

(66) Ebenso wenig gelangen die Freistellungsbestimmungen
nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe b) und d) EG-Vertrag
zur Anwendung. Erwähnt sei jedoch, dass sich Appingedam
in einem Regionalförderungsgebiet (19) befindet und daher
grundsätzlich für Regionalbeihilfen gemäß Artikel 87
Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag in Betracht kommen
kann. Die Kommission hat auf der Grundlage von
Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) Leitlinien für regionale
Beihilfen (nachstehend „Leitlinien“) (20) festgelegt. Aus den
in Erwägung (67) genannten Gründen kann die Maßnahme
allerdings nicht anhand dieser Leitlinien gerechtfertigt
werden.
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(19) Karte über die Beihilfen mit regionaler Zielsetzung für die Nieder-
lande 2000-2006 (Staatliche Beihilfe N 228/2000, Ref. SG (2000)
D/106075 vom 8.8.2000).

(20) Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung, ABl.
C 74 vom 10.3.1998.



(67) Die Maßnahme beruht nicht auf einer genau definierten
regionalen Beihilfemaßnahme und kommt außerdem nur
einem bestimmten Sektor in einer einzigen Gemeinde der
in Rede stehenden Region zugute. In den Leitlinien heißt es
jedoch: „Eine einzelne Ad-hoc-Beihilfe zugunsten nur eines
Unternehmens oder Beihilfen, die auf einen einzigen Wirtschafts-
zweig begrenzt sind, [können] erhebliche Auswirkungen auf den
Wettbewerb in dem betroffenen Markt haben (in diesem Fall: auf
andere Betreiber), tragen jedoch möglicherweise nur geringfügig
zur regionalen Entwicklung bei. [..]. Die Kommission ist der
Auffassung, dass diese Beihilfen die [..] Voraussetzungen (der
Leitlinien) nicht erfüllen [..]“ (21).

(68) Die Kommission hat noch weitere Leitlinien und Rahmen-
regelungen festgelegt, die Vorschriften für staatliche Bei-
hilfen enthalten, die für eine Freistellung nach Artikel 87
Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag in Betracht kommen.
Keine dieser Leitlinien ist im vorliegenden Fall anwendbar.
Da die Maßnahme auch nicht unter eine der anderen
bestehenden Rahmenregelungen oder Leitlinien fällt, ist die
Kommission der Ansicht, dass die Vereinbarkeit der
Maßnahme mit dem Gemeinsamen Markt unmittelbar
anhand von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag
festgestellt werden muss (22).

(69) Nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag können
als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen
werden „Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser
Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete, soweit sie die Handels-
bedingungen nicht in einer Weise verändern, die dem gemein-
samen Interesse zuwiderläuft“.

(70) Eine Beihilfemaßnahme kann unter die Ausnahmeregelung
von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) fallen, wenn mit
dieser Maßnahme in notwendiger und verhältnismäßiger
Weise ein Ziel von gemeinsamem Interesse verfolgt wird.

(71) Die Kommission wird daher prüfen:

a) ob die geplante Beihilfemaßnahme auf ein genau
definiertes Ziel von gemeinsamem Interesse ausge-
richtet ist, das heißt, ob sie ein Marktversagen
korrigiert oder ein anderes Ziel von gemeinsamem
Interesse wie den Zusammenhalt verfolgt.

In diesem Fall wird gleichzeitig untersucht, ob

b) mit der Beihilfemaßnahme das Ziel von gemeinsamem
Interesse erreicht werden kann, wobei insbesondere
folgende Fragen beantwortet werden müssen:

i. Ist die Beihilfemaßnahme ein geeignetes Instru-
ment, das heißt, kann das Ziel mittels der Beihilfe

verwirklicht werden, oder gibt es andere,
unleugbar wirksamere Instrumente, um das
gleiche Ergebnis zu erzielen?

ii. Schafft die Maßnahme Anreize, das heißt,
verändert die Maßnahme das Verhalten von
Unternehmen?

iii. Steht die Beihilfemaßnahme im Verhältnis zu
dem zu erreichenden Ziel, das heißt, könnte die
gleiche Verhaltensänderung mit weniger Beihilfe
oder einem weniger verfälschenden Instrument
erreicht werden?

c) die Wettbewerbsverfälschungen und die Auswirkun-
gen auf den Handel begrenzt sind und das Ender-
gebnis damit positiv ist.

Marktversagen

(72) Die Kommission muss ermitteln, ob auf dem Breitband-
markt in den Niederlanden, speziell in Appingedam, ein
Marktversagen vorliegt, dem durch staatliche Beihilfen
abgeholfen werden kann. Jüngste Daten (23) belegen, dass
in den Niederlanden ein scharfer Wettbewerb herrscht und
ein sehr unterschiedliches Angebot auf dem Breitbandmarkt
besteht. Die Niederlande weisen den höchsten Verbreitungs-
grad von Breitband in der Gemeinschaft auf. (Mitte 2006
etwa 30 %, und dieser Anteil nimmt rasch weiter zu).

(73) Der niederländische Breitbandmarkt ist durch schnelle
Entwicklungen gekennzeichnet. Anbieter elektronischer
Kommunikationsdienste, Kabelbetreiber und Internet-
Diensteanbieter sind im Begriff, Breitbanddienste mit sehr
hoher Kapazität auf dem niederländischen Markt einzu-
führen (24). In den kommenden Jahren dürften ohne
staatliche Beihilfen „Netze der nächsten Generation“ aufge-
baut werden (25). Darüber hinaus werden gegenwärtig von
Betreibern des Mobilfunks der dritten Generation mobile
Breitbanddienste in den Niederlanden eingeführt. Den der
Kommission vorliegenden Informationen zufolge sind
bereits ca. 70 % des niederländischen Territoriums
erfasst (26).
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(21) Siehe Leitlinien, Kapitel 2, Anwendungsbereich, S. 10.
(22) Diesen Ansatz verfolgte die Kommission auch in anderen Rechts-

sachen, siehe beispielsweise die folgenden Entscheidungen über
staatliche Beihilfen für das Vereinigte Königreich: N126/04 „Breit-
banddienste für KMU in Lincolnshire“ vom 14. Dezember 2004,
N199/04 „Broadband business fund“ vom 16. November 2004,
N307/04 „Breitbandtelekommunikation in Schottland — abgelegene
und ländliche Gebiete“ vom 16. November 2004.
(siehe: http://europa.eu.int/comm/secretariat_general/sgb/state_aids/).

(23) „Elektronische Kommunikation in Europa — Regulierung und
Märkte 2005“ (11. Bericht) KOM (2006)68 vom 20.2.2006. Nach
den Daten vom Oktober 2005 betrug der Marktanteil der etablierten
Betreiber fester Breitband-Privatkundenanschlüsse etwa 44 % und
der Marktanteil von DSL-Endkundenanschlüssen etwa 72 %. Der
Anteil der festen Betreiber von DSL-Privatkundenanschlüssen ist
weiter rückläufig; die OECD-Breitbandstatistiken vom Dezember
zeigen ferner, dass die Niederlande eines der führenden Länder im
Breitbandsektor sind: www.oecd.org/sti/ict/broadband.

(24) Den der Kommission vorliegenden Informationen zufolge wird von
Essent derzeit eine symmetrische Ethernet-to-the-Home-Lösung mit
einer Geschwindigkeit von 100Mbit/s getestet, bereitet UPC in den
Niederlanden die Einführung eines Produkts mit einer Geschwindig-
keit von 50 Mbit/s vor und betreibt KPN gegenwärtig den Ausbau
von VDSL-Diensten mit einer Übertragungsgeschwindigkeit bis
50 Mbit/s.

(25) Siehe beispielsweise OPTA: KPN’s Next Generation Network: All-IP,
Issue Paper, 22. Mai 2006.

(26) Vgl. http://145.7.218.175/covcheck/main.asp und http://umtscover-
agetool.vodafone.nl/UMTSdekking.html#. Auf der Webseite von
KPN wird angegeben, dass UMTS für 9 Millionen Menschen in
130 Städten in den Niederlanden verfügbar sein wird: http://www.
kpn.com/kpn/show/id=716554.



(74) Ausgehend von den der Kommission zur Verfügung
stehenden Tatsacheninformationen (CPB-Bericht, Kommis-
sions-Bericht, OECD-Analyse usw.) gibt es starke Anhalts-
punkte dafür, dass das freie Spiel der Marktkräfte in
ausreichendem Maße zu der gewünschten Abdeckung und
der gewünschten Menge an Diensten auf dem Breitband-
markt in den Niederlanden führen wird (27). Hinzu kommt,
dass die vorgeschlagene Maßnahme als öffentliche Investi-
tion Privatinitiativen zu verdrängen droht und keine
Verbesserung des allgemeinen Angebots an Breitbanddiens-
ten bewirkt.

(75) In dem CPB-Bericht wird ausdrücklich erklärt, dass auf den
Breitbandmärkten in den Niederlanden im Allgemeinen
kein Marktversagen vorliegt, die Unternehmen genügend
Anreize für Breitbandinvestitionen erhalten und der Staat
am besten eine Politik der Zurückhaltung verfolgen und den
Marktkräften freien Lauf lassen sollte. In dem Bericht wird
von einem begrenzten Marktversagen gesprochen, das sich
hauptsächlich auf die Marktmacht und geringfügige
Produktionsprobleme bezieht. Beide Probleme scheint die
niederländische Regulierungsbehörde OPTA dem Bericht
zufolge mittels ihrer Aufsicht und der Gewährung
bestimmter Beihilfen für Forschung und Entwicklung in
geeigneter Weise anzugehen (28).

(76) Was insbesondere Appingedam betrifft, bieten sowohl KPN
als auch Essent auf dem Privatkundenmarkt Privatkunden-
breitbanddienste an. Essent bietet gegenwärtig Dienste mit
einer Geschwindigkeit bis 5 Mbit/s, KPN bis 6 Mbit/s an. Bei
Essent wie bei KPN gibt es Dreifachangebote (Sprach-
telefondienst, Internetzugang und Digital/Analog TV). Beide
Unternehmen verfügen über die technischen Möglichkeiten
— von denen sie auch Gebrauch machen werden –, um auf
der Grundlage ihrer bestehenden Netze die Breitbandkapa-
zität ihres Diensteangebots weiter auszubauen, soweit eine
ausreichende Nachfrage nach solchen Diensten besteht.
Auch andere Anbieter von Internetdiensten haben die
Möglichkeit, Breitbanddienste anzubieten, indem sie die
Großkundendienste von KPN in Anspruch nehmen.

(77) Was die Großkundenmärkte anbelangt, hat die Regulie-
rungsbehörde OPTA dem mächtigen Betreiber KPN für
bestimmte Märkte Beschränkungen auferlegt. KPN bietet
auch Großkundenzugang zu seinem Netz und Dienste für
das Erbringen von Breitbanddiensten an (29). Bestimmte
Kabelbetreiber, insbesondere Essent, bieten außerdem
Dritten eine Form von Großkundenbreitbandanbindung
auf dem niederländischen Markt an (30).

(78) In anderen Fällen, in denen die Kommission bisher ein
Urteil über staatliche Beihilfen für Breitband zu fällen hatte,
gelangte sie in der Tat zu dem Schluss, dass staatliche
Beihilfen für Großkundennetze ein geeignetes und ver-
hältnismäßiges Instrument darstellen können, um bei
bestimmten Aspekten des Marktversagens und/oder unzu-
reichenden Finanzmitteln Abhilfe zu schaffen. In diesen
Fällen, in denen es im Allgemeinen um „weiße“ oder „graue“
Gebiete ging (31), eignete sich der Markt nicht für ein
konkurrierendes Angebot von Breitbanddiensten oder
bestanden für den Breitbandausbau strukturelle Hinder-
nisse (32)

(79) Die niederländischen Behörden argumentieren, dass „für
künftige Instandhaltungsdienste und Anwendungen“ Netze
mit einer höheren Kapazität erforderlich sind, als sie die
vorhandenen Kupfernetze oder hybriden Glasfaser-/Kupfer-
kabelnetze besitzen. Wie Untersuchungen zeigen, ist es
jedoch schwer vorstellbar, dass Anwendungen für die breite
Öffentlichkeit in naher Zukunft und mittelfristig nicht über
bestehende Netze angeboten werden könnten (33). Dies
bedeute, dass zwischen den über „Netze der nächsten
Generation“ erbrachten Diensten und der Diensterbringung
über bestehende Netze ein hohes Maß an Substituierbarkeit
besteht und die Maßnahme auch in naher Zukunft ein
erhebliches Risiko einer potenziellen Wettbewerbsverfäl-
schung in sich birgt.

(80) Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass auf den
Breitbandmärkten in Appingedam kein Marktversagen zu
beobachten ist, aufgrund dessen finanzielle Beihilfen des
Staates erforderlich wären.

Erwägungen im Zusammenhang mit der Kohäsionspolitik

(81) Obwohl sich Appingedam in einer Randregion der Nieder-
lande befindet, greift der Staat in einer Gemeinde ein, in der
Privat- und Großkundenbreitbanddienste bereits über ver-
schiedene Anbieter elektronischer Kommunikationsdienste
und Netze zu Lieferbedingungen und Preisen zur Verfügung
stehen, die mit anderen Regionen vergleichbar sind.
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(27) Ein geringer Anteil der niederländischen Bevölkerung hat noch
keinen Zugang zu Breitbanddiensten, beispielsweise weil der Wohn-
ort von der örtlichen Zentrale zu weit entfernt liegt, um Digital
Subscriber Line (DSL)-Dienste nutzen zu können, und/oder weil kein
Zugang zu einem Kabelfernsehnetz besteht.

(28) CPB-Bericht, S. 103.
(29) KPN verfügt über eine beträchtliche Marktmacht auf dem Groß-

kundenmarkt für den entbündelten Zugang und spezifische Groß-
kunden-Mietleitungen. Deshalb gelten für KPN Zugangsvorschriften
für umfangreiche Vorleistungen zur Bereitstellung von Breitband-
diensten, wie Teilnehmeranschluss oder Großkunden-Mietleitungen.
Darüber hinaus bietet KPN freiwillig Zugang zu bestimmten
Breitbanddiensten.

(30) Essent stellt beispielsweise WBA für den ISP Introweb bereit (wenn
auch auf professionelle Nutzer begrenzt), die Kabelbetreiber Stiftung
CAI Harderwijk und Kabel Noord stellen WBA für den ISP Chello
bereit und Kabelbetreiber Cogas erbringt WBA für den ISP @Home;
siehe Dossier NL/2005/0281 Großkundenbreitbandzugang in den
Niederlanden — Stellungnahmen gemäß Artikel 7 Absatz 3 der
Richtlinie 2002/21/EG vom 2. Dezember 2005.

(31) In „weißen Gebieten“ ist überhaupt kein Breitband verfügbar, „graue
Gebiete“ sind mit einem natürlichen Monopol vergleichbar, bei dem
das Netz von einem einzigen Betreiber kontrolliert wird, der keinen
Zugang zu seiner Basisinfrastruktur gewährt. Appingedam hingegen
kann als ein „schwarzes Gebiet“ betrachtet werden, in dem die
Marktsituation dadurch gekennzeichnet ist, dass verschiedene Breit-
banddienste über zumindest zwei konkurrierende Infrastrukturen
(wie Telefon- und Kabelfernsehnetze) bereitgestellt werden. Bei
Projekten, die sich nur auf „schwarze Gebiete“ beziehen, besteht die
große Gefahr, dass staatliche Finanzierung zur Verdrängung
bestehender und künftiger Privatinvestitionen führt.

(32) In dem jüngsten irischen Dossier N284/05 „Regionales Breitband-
programm — Phase II und Phase III des Metropolitan Area Network-
Programmas (MAN)“, Entscheidung der Kommission vom 8. März
2006, stimmte die Kommission einer staatlichen Beihilfe für den
Ausbau einer offenen Großkundeninfrastruktur auch in geografi-
schen Gebieten zu, in denen der etablierte Betreiber bereits
Basisbreitbanddienste wegen des gravierenden „Breitbandrückstan-
des“ und der besonderen Merkmale der irischen Marktes (fehlende
alternative Infrastrukturen, Verteilungsmuster der Bevölkerung, sehr
späte Breitbandeinführung durch den etablierten Betreiber usw.)
erbringt.

(33) Siehe beispielsweise UK Broadband Stakeholder Group, „Predicting
UK Future Residential Bandwidth Requirements“, Mai 2006; IDATE,
„Etude sur le développement du très haut débit en France“, März 2006.



(82) In dem bereits erwähnten CPB-Bericht wird geschlussfol-
gert, es gebe keine Hinweise auf „a substantial geographical or
social digital divide in the Netherlands. Broadband is available in
almost all regions. Most consumers can choose between roughly
80 Internet subscriptions in densely populated areas and between
approximately 30 in remote areas“ [eine nennenswerte
geografische oder soziale digitale Kluft in den Niederlanden.
In nahezu allen Regionen ist Breitband vorhanden. Die
meisten Verbraucher können zwischen ungefähr 80 Inter-
netanschlüssen in dichtbevölkerten Gebieten und ca. 30
Anschlüssen in abgelegenen Gebieten wählen]. In dem
Bericht wird zwar anerkannt, dass möglicherweise eine
soziale Kluft existiert (ältere Menschen sind in puncto
Breitbandnutzung unterrepräsentiert), doch kann die Regie-
rung die Nutzung des Internet durch diese Personen mittels
nachfrageorientierter Maßnahmen wie etwa Sensibilisie-
rungskampagnen durchaus auch fördern (34).

(83) Die in Rede stehende Maßnahme ist folglich nicht auf die
Verwirklichung eines Ziels der Kohäsionspolitik ausge-
richtet. Die staatliche Beihilfe ist zur Stimulierung des
Breitbanddiensteangebots in Appingedam nicht erforderlich
und verfälscht den Wettbewerb in unverhältnismäßiger
Weise. Angesichts des Fehlens eines Ziels von gemein-
samem Interesse erfüllt die Maßnahme deshalb nicht die
Kriterien, um gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-
Vertrag als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar ange-
sehen werden zu können.

VI. SCHLUSSFOLGERUNG

(84) Aus den vorgenannten Gründen gelangt die Kommission zu
dem Schluss, dass die Maßnahme eine staatliche Beihilfe an
die Stiftung, den Betreiber des Glasfasernetzes und die
Anbieter von Privatkundenbreitbanddiensten darstellt. Da
die Beihilfemaßnahme nicht die Förderung der Entwicklung
gewisser Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete zum

Ziel hat, ohne dass die Handelsbedingungen in einer Weise
verändert werden, die dem gemeinsamen Interesse zuwider-
läuft, ist die Beihilfemaßnahme nicht auf der Grundlage von
Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag zu rechtfer-
tigen und mithin mit dem Gemeinsamen Markt unver-
einbar.

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die staatliche Beihilfe, die die Niederlande zum Ausbau eines
Breitbandnetzes in Appingedam zu gewähren beabsichtigen, ist
mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar.

Die Beihilfemaßnahme darf daher nicht durchgeführt werden.

Artikel 2

Die Niederlande teilen der Kommission innerhalb von zwei
Monaten nach Bekanntgabe dieser Entscheidung die Maßnahmen
mit, die ergriffen wurden, um der Entscheidung nachzukommen.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an das Königreich der Niederlande
gerichtet.

Brüssel, den 19. Juli 2006

Für die Kommission

Neelie KROES

Mitglied der Kommission

L 86/10 DE Amtsblatt der Europäischen Union 27.3.2007

(34) S. 14 des genannten CPB-Berichts.



ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 11. Dezember 2006

über das Verzeichnis der Normen und Spezifikationen für elektronische Kommunikationsnetze und -
dienste sowie zugehörige Einrichtungen und Dienste, ersetzt alle vorherigen Fassungen

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2006) 6364)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/176/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 2002/21/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 7. März 2002 über einen
gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommunikations-
netze und -dienste (Rahmenrichtlinie) (1), insbesondere auf
Artikel 17 Absatz 1,

nach Anhörung des Kommunikationsausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Ein vorläufiges „Verzeichnis der Normen und/oder Spezifi-
kationen für elektronische Kommunikationsnetze und -
dienste sowie zugehörige Einrichtungen und Dienste“
wurde im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ver-
öffentlicht (2).

(2) Das vorläufige Normenverzeichnis bezog sich sowohl auf
den alten Rechtsrahmen gemäß der Richtlinie 90/387/EWG
des Rates (3) als auch den nun geltenden Rechtsrahmen
gemäß der Richtlinie 2002/21/EG. Dieses Verzeichnis
wurde im März 2006 geändert und ergänzt (4).

(3) Es ist daher nun notwendig, über das vorläufige Verzeichnis
hinauszugehen und ein Normenverzeichnis aufzustellen
und zu veröffentlichen, das die oben genannten Fassungen
ersetzt.

(4) Die Neufassung des Normenverzeichnisses wurde in
Zusammenarbeit mit Sachverständigen aus den Mitglied-
staaten und dem Europäischen Institut für Telekommunika-
tionsnormen (ETSI) ausgearbeitet —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Normenverzeichnis

(1) Das Verzeichnis der Normen und Spezifikationen für
elektronische Kommunikationsnetze und -dienste sowie zuge-
hörige Einrichtungen und Dienste wird hiermit aufgestellt.

Es ersetzt die vorherigen Fassungen des Normenverzeichnisses,
die am 31. Dezember 2002 und am 23. März 2006 veröffent-
licht worden waren.

Diese Veröffentlichung ergänzt das am 25. Juli 2003 im
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichte Verzeichnis der
Normen für das Mindestangebot an Mietleitungen.

(2) Das im Anhang enthaltene Normenverzeichnis wird im
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.

Artikel 2

Adressaten

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 11. Dezember 2006

Für die Kommission

Viviane REDING

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 33.
(2) ABl. C 331 vom 31.12.2002, S. 32.
(3) ABl. L 192 vom 24.7.1990, S. 1. Aufgehoben durch die Richtlinie

2002/21/EG.
(4) ABl. C 71 vom 23.3.2006, S. 9.



ANHANG

Verzeichnis der Normen und Spezifikationen für elektronische Kommunikationsnetze und -dienste sowie
zugehörige Einrichtungen und Dienste

ERLÄUTERUNGEN ZU DIESER AUSGABE DES VERZEICHNISSES DER NORMEN UND SPEZIFIKATIONEN FÜR
ELEKTRONISCHE KOMMUNIKATIONSNETZE UND -DIENSTE SOWIE ZUGEHÖRIGE EINRICHTUNGEN UND DIENSTE

Gemäß Artikel 17 Absatz 1 der Rahmenrichtlinie (2002/21/EG) erstellt die Kommission ein Verzeichnis der Normen und
Spezifikationen, die als Grundlage für die Förderung der einheitlichen Bereitstellung elektronischer Kommunikationsnetze
und -dienste sowie zugehöriger Einrichtungen und Dienste dienen, und veröffentlicht es im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften, um die Interoperabilität von Diensten zu gewährleisten und den Nutzern eine größere Auswahl zu bieten.

Diese Veröffentlichung ersetzt das bisherige vorläufige Normenverzeichnis (2002/C 331/04), das sich sowohl auf den „alten
Rechtsrahmen (d. h. Artikel 5 der Richtlinie 90/387/EWG, geändert durch die Richtlinie 97/51/EG) als auch auf den
geltenden Rechtsrahmen (d. h. Artikel 17 der Rahmenrichtlinie 2002/21/EG) bezog. Ferner ersetzt diese Veröffentlichung
die Änderung des Normenverzeichnisses im Hinblick auf digitale interaktive Fernsehdienste (2006/C 71/04) vom 23. März
2006 (1). Das Mindestangebot an Mietleitungen mit harmonisierten Merkmalen und die entsprechenden Normen, die gemäß
Artikel 18 der Richtlinie 2002/22/EG (Universaldienstrichtlinie) mit dem Beschluss 2003/548/EG der Kommission vom
24. Juli 2003 (2) veröffentlicht wurden, bleiben von der Veröffentlichung des vorliegenden Verzeichnisses der Normen und
Spezifikationen unberührt.

Enthält das Verzeichnis keine einschlägigen Normen oder Spezifikationen, so fördern die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 17
Absatz 2 der Rahmenrichtlinie die Anwendung der von den europäischen Normenorganisationen erstellten Normen bzw.
Spezifikationen oder, falls keine derartigen Normen bzw. Spezifikationen vorliegen, die Anwendung internationaler Normen
oder Empfehlungen der Internationalen Fernmeldeunion (ITU), der Internationalen Organisation für Normung (ISO) oder
der Internationalen Elektrotechnischen Kommission (IEC).

Bei der vorliegenden Veröffentlichung handelt es sich um ein selektives Verzeichnis von Normen und Spezifikationen für die
betreffenden Bereiche. Im Vergleich zum vorläufigen Normenverzeichnis (2002/C 331/04) werden weniger Normen und
Spezifikationen aufgeführt, weil die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 17 Absatz 2 der Rahmenrichtlinie ohnehin verpflichtet
sind, auch die Anwendung der Normen und Spezifikationen, die zwar von den europäischen Normenorganisationen
verabschiedet wurden, aber nicht im Normenverzeichnis aufgeführt sind, zu fördern.

Dieses Verzeichnis der Normen und Spezifikationen wurde anhand der folgenden Kriterien aufgestellt, die in
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten im Kommunikationsausschuss ausgearbeitet und anschließend in einer
öffentlichen Konsultation bestätigt wurden.

Das überarbeitete Verzeichnis sollte Normen und Spezifikationen enthalten,

— die sich auf die Zusammenschaltung elektronischer Kommunikationsnetze oder den Zugang zu ihnen und/oder die
Interoperabilität elektronischer Kommunikationsdienste beziehen, soweit dies unbedingt notwendig ist, um die
durchgehende Interoperabilität auf der Nutzerebene und die Wahlfreiheit der Nutzer zu gewährleisten;

— deren Umsetzung keine übermäßigen Kosten im Vergleich zum erwarteten Nutzen verursachen (Verhältnismäßigkeit);

— und die mindestens eine der beiden folgenden Voraussetzungen erfüllen:

— Normen und Spezifikationen für wichtige Schnittstellen an der Grenze zwischen Systemen, die unterschiedlichen
Parteien gehören oder von solchen betrieben werden oder grenzüberschreitende Aspekte aufweisen, insbesondere
Normen und Spezifikationen, die ernsthafte Probleme hinsichtlich voraussichtlich mangelnder Interoperabilität oder
Wahlfreiheit des Nutzers lösen;

— Normen und Spezifikationen, die eine wichtige Rolle auf heutigen Märkten spielen, die sich noch in der Entwicklung
befinden und eine gewisse Anwendungsdauer vor sich haben.

Das überarbeitete Verzeichnis sollte nicht enthalten:

— Normen und Spezifikationen für bereits etablierte Netze und Dienste, die sich nicht mehr weiterentwickelt werden;

— Normen und Spezifikationen für Netze und Dienste, die sich gegenwärtig in einer sehr frühen Entwicklungsphase
befinden;
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(1) ABl. C 71 vom 23.3.2006, S. 9.
(2) ABL. L 186 vom 25.7.2003, S. 43.



— in Verbindung mit Absatz 1 Buchstabe c Normen und Spezifikationen, bei denen die Gewährleistung der
Interoperabilität und Wahlfreiheit aufgrund der Verbrauchernachfrage oder des Brancheninteresses dem Markt
überlassen werden kann.

Ungeachtet der obigen Kriterien 1) und 2) sollten besonders berücksichtigt werden:

— Normen und Spezifikationen, die gegenwärtig auf nationaler oder europäischer Ebene der Regulierung dienen, solange
die Auswirkungen ihrer Streichung erst noch zu prüfen sind;

— Normen und Spezifikationen, die erforderlich sind, damit entsprechend dem nationalem oder Gemeinschaftsrecht
bestimmte Verpflichtungen im öffentlichen Interesse auferlegt werden können, für deren Erfüllung die Betreiber sonst
keine kommerziellen Anreize hätten.

VORWORT

1. Allgemeines

Die nachstehend aufgeführten Normen und Spezifikationen bilden
das in Artikel 1 der Entscheidung der Kommission K(2006)6364
vom 11/XII/2006 genannte „Verzeichnis der Normen und
Spezifikationen“.

Gemäß Artikel 17 Absatz 1 der Rahmenrichtlinie (2002/21/EG)
erstellt die Kommission ein Verzeichnis von Normen und
Spezifikationen, die als Grundlage für die Förderung der einheit-
lichen Bereitstellung elektronischer Kommunikationsnetze und -
dienste sowie zugehöriger Einrichtungen und Dienste dienen, und
veröffentlicht es im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften.

Werden die oben genannten Normen und Spezifikationen nicht
sachgerecht angewandt, so dass die Interoperabilität der Dienste in
einem oder mehreren Mitgliedstaaten nicht gewährleistet ist, so
kann die Anwendung dieser Normen und Spezifikationen nach
dem Verfahren in Artikel 17 Absatz 4 der Rahmenrichtlinie
verbindlich vorgeschrieben werden.

Das Normenverzeichnis wird regelmäßig aktualisiert, um den
Anforderungen, die sich aus neuen technologischen Entwicklungen
und Marktveränderungen ergeben, Rechnung zu tragen. Die
interessierten Kreise werden ermuntert, zu dieser Ausgabe des
Verzeichnisses Stellung zu nehmen.

Der Kommunikationsausschuss (3) wurde konsultiert, soweit sich
das Verzeichnis auf Artikel 17 der Rahmenrichtlinie bezieht.

Die gemäß der Richtlinie 1999/5/EG (R&TTE-Richtlinie) verein-
barten und im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten
Normen bleiben von diesem Verzeichnis unberührt.

2. Aufbau des Normenverzeichnisses

— Kapitel I: Verbindliche Normen und Spezifikationen

— Kapitel II: Transparente Übertragungskapazität

— Kapitel III: Öffentlich angebotene Nutzerschnittstellen

— Kapitel IV: Zusammenschaltung und Zugang

— Kapitel V: Dienste und Dienstmerkmale

— Kapitel VI: Nummerierung und Adressierung

— Kapitel VII: Dienstqualität

— Kapitel VIII: Rundfunkdienste

3. Status der aufgeführten Normen und Spezifikationen

Die in Kapitel I aufgeführten Normen und Spezifikationen haben
einen anderen Status als die Normen und Spezifikationen in den
anderen Kapiteln dieses Verzeichnisses.

Die Anwendung der in Kapitel I aufgeführten Normen und
Spezifikationen ist verbindlich vorgeschrieben. Normen und
Spezifikationen können nach dem Verfahren in Artikel 17 Absatz 4
der Rahmenrichtlinie verbindlich eingeführt werden. Nach Arti-
kel 17 Absatz 4 der Rahmenrichtlinie veröffentlicht die Kommis-
sion, „wenn sie beabsichtigt, die Anwendung bestimmter Normen
und/oder Spezifikationen verbindlich vorzuschreiben, […] eine
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
und fordert alle Beteiligten zur Stellungnahme auf.“ Nach dem in
Artikel 22 Absatz 3 genannten Verfahren schreibt die Kommission
die Anwendung der einschlägigen Normen und Spezifikationen
verbindlich vor, indem sie diese in dem im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlichten Verzeichnis der
Normen und Spezifikationen als verbindlich kennzeichnet.

Die Anwendung der in Kapitel II bis VIII aufgeführten Normen und
Spezifikationen wird empfohlen, ohne dass hierzu aber eine
rechtliche Verpflichtung besteht. Gemäß Artikel 17 Absatz 2 der
Rahmenrichtlinie fördern die Mitgliedstaaten „die Anwendung der
Normen und/oder Spezifikationen [...] für die Bereitstellung von
Diensten, technischen Schnittstellen und/oder Netzfunktionen,
soweit dies unbedingt notwendig ist, um die Interoperabilität von
Diensten zu gewährleisten und den Nutzern eine größere Auswahl
zu bieten.“ In diesem Zusammenhang sind die empfohlenen
Normen und Spezifikationen als Vorschläge zu betrachten, die
verbindlich gemacht werden können, sobald die Behörden Markt-
verzerrungseffekte in Verbindung mit einer mangelnden Ver-
wendung der empfohlenen Normen und Spezifikationen
feststellen.

Gemäß Artikel 17 der Rahmenrichtlinie soll dieses Verzeichnis „als
Grundlage für die Förderung der einheitlichen Bereitstellung
elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste sowie zuge-
höriger Einrichtungen und Dienste dienen“ (Absatz 1), „um die
Interoperabilität zu gewährleisten und den Nutzern eine größere
Auswahl zu bieten“ (Absatz 2). Dies ist bei der Anwendung der
Normen und Spezifikationen zu berücksichtigen, die Alternativen
oder fakultative Bedingungen enthalten.

Gemäß Artikel 17 Absatz 5 und 6 der Rahmenrichtlinie streicht
die Kommission Normen und Spezifikationen, die ihrer Auffassung
nach „nicht mehr zur Bereitstellung harmonisierter elektronischer
Kommunikationsdienste beitragen oder dem Bedarf der Verbrau-
cher nicht mehr entsprechen oder die technologische Weiterent-
wicklung behindern, [...] aus dem Verzeichnis der Normen und/
oder Spezifikationen [...].“
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Über die in Kapitel I dieses Verzeichnisses aufgeführten Normen
und Spezifikationen hinaus kann aufgrund des Rechtsrahmens für
elektronische Kommunikationsnetze und -dienste auch durch
andere Vorschriften eine verbindliche Anwendung bestimmter
Normen und Spezifikationen für bestimmte Unternehmen vorge-
geben werden.

4. Version der Normen und Spezifikationen

Ist zu einer Norm oder Spezifikation keine Versionsnummer
angegeben, so bezieht sich dieses Verzeichnis auf die zum
Zeitpunkt seiner Veröffentlichung gültige Version.

Soweit nicht anders angegeben umfasst die Bezugnahme auf eine
aus mehreren Teilen bestehende Norm oder Spezifikation stets alle
Teile und Unterteile dieser Norm bzw. Spezifikation. In einigen
deutlich gekennzeichneten Fällen sind nur bestimmte Teile einer
Norm oder Spezifikation in das Verzeichnis aufgenommen worden.

5. Technische Normen und Spezifikationen

Bei den meisten der hier aufgelisteten Normen und Spezifikationen
handelt es sich um ETSI-Dokumente, sowohl nach der vorherigen
als auch der derzeitigen ETSI-Nomenklatur. Eine Erläuterung der
unterschiedlichen ETSI-Dokumente findet sich auf folgender
Website unter „ETSI Directives“: http://portal.etsi.org/directives/.

Die wichtigsten davon sind:

Dokumente nach der derzeitigen ETSI-Nomenklatur:

Technische Spezifikation, TS (Technical Specification): enthält
hauptsächlich normative Bestimmungen, die von einem techni-
schen Gremium freigegeben wurden.

Technischer Bericht, TR (Technical Report): enthält vorwiegend
informative Elemente, die von einem technischen Gremium
freigegeben wurden.

Norm, ES (Standard): enthält hauptsächlich normative Bestim-
mungen, die von den ETSI-Mitgliedern freigegeben wurden.

Leitfaden, EG (Guide): enthält vorwiegend informative Elemente,
die von den ETSI-Mitgliedern freigegeben wurden.

Sonderbericht, SR (Special Report): enthält Informationen, die zu
Dokumentationszwecken öffentlich zur Verfügung gestellt werden.

Europäische Norm, Reihe Telekommunikation, EN (European
Standard, telecommunications series): enthält normative Bestimmun-
gen, die von den nationalen Normenorganisationen bzw. den
nationalen Delegationen genehmigt wurden und sich auf die
Stillhaltefristen und die Umsetzung in nationale Normen aus-
wirken.

Harmonisierte Norm (Harmonized Standard): ist eine Europäische
Norm der Reihe Telekommunikation, mit deren Entwurf ETSI von
der Europäischen Kommission aufgrund der Europäischen Richt-
linien 98/34/EG und 98/48/EG beauftragt wurde, die nach den
geltenden grundlegenden Anforderungen der Richtlinie nach dem
„neuen Konzept“ erarbeitet und deren Fundstelle anschließend im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht wurde.

Dokumente nach der vorherigen ETSI-Nomenklatur, auf die im
Verzeichnis verwiesen wird:

Europäische Telekommunikationsnorm, ETS (European Telecom-
munication Standard): enthält normative Bestimmungen, die von
den nationalen Normenorganisationen bzw. den nationalen

Delegationen im ETSI genehmigt wurden und sich auf die
Stillhaltefristen und die Umsetzung in nationale Normen aus-
wirken.

Technischer ETSI-Bericht, ETR (ETSI Technical Report): enthält
vorwiegend informative Elemente, die von einem technischen
Gremium freigegeben wurden.

6. Bezugsquellen für Referenzdokumente

ETSI Publications Office

Postanschrift:

ETSI
650 Route des Lucioles
F-06921 Sophia Antipolis Cedex
Frankreich
Tel (33-4) 92 94 42 41
Fax (33-4) 93 95 81 33
E-Mail: publications@etsi.fr
Website: http://www.etsi.org/services_products/freestandard/home.
htm

Direktabruf von ETSI-Dokumenten: http://pda.etsi.org/pda/quer-
yform.asp

ITU Sales and Marketing Service (für ITU-T-Dokumente)

Postanschrift:

ITU
Place des Nations
CH-1211 Genf 20
Schweiz
Tel (41-22) 730 61 41 (Englisch)

(41-22) 730 61 42 (Französisch)
(41-22) 730 61 43 (Spanisch)

Fax (41-22) 730 51 94
E-Mail: sales@itu.int
Website: http://www.itu.int

7. Quellenangaben zum EU-Recht

Folgende Rechtsvorschriften, auf die im Verzeichnis verwiesen
wird, sind erhältlich unter: http://europa.eu.int/information_so-
ciety/topics/telecoms/regulatory/index_en.htm

Richtlinie 2002/21/EG (Rahmenrichtlinie) des Europäischen Parla-
ments und des Rates über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für
elektronische Kommunikationsnetze und -dienste (ABl. L 108 vom
24.4.2002, S. 33);

Richtlinie 2002/19/EG (Zugangsrichtlinie) des Europäischen Parla-
ments und des Rates über den Zugang zu elektronischen
Kommunikationsnetzen und zugehörigen Einrichtungen sowie
deren Zusammenschaltung (ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 7);

Richtlinie 2002/22/EG (Universaldienstrichtlinie) des Europäischen
Parlaments und des Rates über den Universaldienst und Nutzer-
rechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten
(ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 51);

Richtlinie 2002/58/EG (Datenschutzrichtlinie für elektronische
Kommunikation) des Europäischen Parlaments und des Rates über
die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der
Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation (ABl. L 201
vom 31.7.2002, S. 37);
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Richtlinie 2002/20/EG (Genehmigungsrichtlinie) des Europäischen
Parlaments und des Rates über die Genehmigung elektronischer
Kommunikationsnetze und -dienste (ABl. L 108 vom 24.4.2002,
S. 21);

Empfehlung 2000/417/EG der Kommission betreffend den ent-
bündelten Zugang zum Teilnehmeranschluss (ABl. L 156 vom
29.6.2000, S. 44);

Verordnung (EG) Nr. 2887/2000 des Europäischen Parlaments und
des Rates über den entbündelten Zugang zum Teilnehmeranschluss
(ABl. L 336 vom 30.12.2000, S. 4);

Empfehlung (2005/57/EG) der Kommission vom 21. Januar 2005 zur
Bereitstellung von Mietleitungen in der Europäischen Union (Teil 1
— Wesentliche Lieferbedingungen für Großkunden-Mietleitungen),
bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2005) 103 (ABl. L 24 vom
27.1.2005, S. 27);

Empfehlung (2005/268/EG) der Kommission vom 29. März 2005 zur
Bereitstellung von Mietleitungen in der Europäischen Union (Teil 2
— Preisgestaltung für Großkunden-Teilmietleitungen (bekannt
gegeben unter Aktenzeichen K(2005) 951) (ABl. L 83 vom
01.04.2005, S. 52);

Empfehlung 2003/558/EG der Kommission vom 25. Juli 2003 zur
Übermittlung von Angaben zum Anruferstandort in elek-
tronischen Kommunikationsnetzen an um Standortangaben erwei-
terte Notrufdienste (bekannt gegeben unter Aktenzeichen (ABl.
L 189 vom 29.7.2003, S. 49);

Richtlinie 1999/5/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 9. März 1999 über Funkanlagen und Telekommunikations-
endeinrichtungen und die gegenseitige Anerkennung ihrer Konfor-
mität (FuTEE-Richtlinie) (ABl. L 91 vom 7.4.1999, S. 10);

Entscheidung 2001/792/EG des Rates vom 23. Oktober 2001 über
ein Gemeinschaftsverfahren zur Förderung einer verstärkten
Zusammenarbeit bei Katastrophenschutzeinsätzen (ABl. L 297
vom 15.11.2001, S. 7);

Entscheidung Nr. 676/2002/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 7. März 2002 über einen Rechtsrahmen für die
Funkfrequenzpolitik in der Europäischen Gemeinschaft (Frequenz-
entscheidung) (ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 1);

Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und
technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der
Informationsgesellschaft, geändert durch die Richtlinie 98/48/EG
(ABl. L 204 vom 21.7.1998, S. 37);

Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament,
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den
Ausschuss der Regionen zur Interoperabilität digitaler interaktiver
Fernsehdienste, KOM(2004) 541 vom 30. Juli 2004;

Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament,
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den
Ausschuss der Regionen zur Überprüfung der Interoperabilität
digitaler interaktiver Fernsehdienste gemäß der Mitteilung der
Kommission KOM(2004) 541 vom 30. Juli 2004, KOM(2006) 37
vom 2. Februar 2006.

8. Begriffsbestimmungen und Abkürzungen

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen der einschlägigen EU-Rechts-
vorschriften, die in Abschnitt 7 aufgeführt sind.

Abkürzungen

Für dieses Dokument gelten folgende Abkürzungen:

3GPP 3rd Generation Partnership Project (Partnerschafts-
projekt der 3. Generation)

API Application Program Interface (Anwendungspro-
grammschnittstelle)

DAB Digital Audio Broadcasting (digitaler Hörfunk)
DVB Digital Video Broadcasting (digitaler Videofunk)
ETSI European Telecommunications Standard Institute

(Europäisches Institut für Telekommunikationsnor-
men)

GSM Global System for Mobile Communications (Globales
Mobilkommunikationssystem)

ISDN Integrated Services Digital Network (diensteintegrie-
rendes digitales Fernmeldenetz)

IP Internet Protocol (Internet-Protokoll)
IPAT Internet Protocol Access Terminal (IP-Zugangsendge-

rät)
ITU International Telecommunications Union (Internatio-

nale Fernmeldeunion)
MHEG Multimedia and Hypermedia Experts Group
MHP Multimedia Home Platform (Multimediale Heimplatt-

form)
NGN Next Generation Networks (Netze der nächsten

Generation)
NTP Network Termination Point (Netzabschlusspunkt)
OSA Open Service Access (offener Dienstezugang)
PoI Point of Interconnection (Zusammenschaltungspunkt)
PSTN Public Switched Telephone Network (öffentliches

Fernsprechvermittlungsnetz)
QoS Quality of Service (Dienstqualität)
ULL Unbundled Local Loop (entbündelter Teilnehmeran-

schluss)
UMTS Universal Mobile Telecommunications System (uni-

verselles Mobiltelekommunikationssystem)
WML Wireless Mark-up Language (Datenbeschreibungsspra-

che für drahtlose Anwendungen)
WTVML Wireless TeleVision Mark-up Language (Datenbe-

schreibungssprache für drahtlose Fernsehanwendun-
gen), auch als WTML bezeichnet
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VERZEICHNIS DER NORMEN UND SPEZIFIKATIONEN FÜR ELEKTRONISCHE NETZE, DIENSTE SOWIE ZUGEHÖRIGE
EINRICHTUNGEN UND DIENSTE

Mit der Veröffentlichung von Normen und Spezifikationen in diesem Verzeichnis soll die Bereitstellung harmonisierter
elektronischer Kommunikationsdienste zum Vorteil der Nutzer in der Gemeinschaft gefördert, die Interoperabilität
gewährleistet und die Umsetzung des Rechtsrahmens unterstützt werden. Maßgebend für die Berücksichtigung der Normen
und Spezifikationen ist, dass sie im Zusammenhang mit den Bestimmungen der Richtlinien stehen. Die Kriterien für die
Aufnahme der Normen und Spezifikationen in dieses Verzeichnis werden in den Erläuterungen dargelegt.

KAPITEL I

1. Verbindliche Normen

Dieses Verzeichnis enthält derzeit keine verbindlichen Normen.

Normen können nach dem Verfahren in Artikel 17 Absatz 4 der Rahmenrichtlinie verbindlich eingeführt werden.
Beabsichtigt die Kommission, die Anwendung bestimmter Normen und/oder Spezifikationen verbindlich vorzu-
schreiben, so veröffentlicht sie eine Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften und fordert alle
Beteiligten zur Stellungnahme auf.

KAPITEL II

2. Transparente Übertragungskapazität.

2.1. Zugang Dritter zum Teilnehmeranschluss

Technische Schnittstellen bzw. Dienst-
merkmale Bezeichnung Anmerkungen

Frequenzmanagement in Zugangs-
netzen mit Metallleitungen (Spectral
management on metallic access net-
works), Teil 1: Definitionen und

Signalbibliothek

ETSI TR 101830-1 (V.1.1.1)

KAPITEL III

3. Öffentlich angebotene Nutzerschnittstellen (NTP)

Unter gewissen Marktbedingungen (4) kann eine nationale Regulierungsbehörde bestimmten Betreibern Ver-
pflichtungen auferlegen, um dem berechtigten Verlangen nach angemessenem Zugang zu bestimmten Netzbestand-
teilen und zugehörigen Einrichtungen sowie deren Nutzung zu entsprechen.

In diesem Verzeichnis werden derzeit keine Normen oder Spezifikationen aufgeführt, weil gegenwärtig keine der
vorhandenen Normen und Spezifikationen den in den Erläuterungen dargelegten Kriterien entspricht.

KAPITEL IV

4. Zusammenschaltung und Zugang.

Gemäß der Zugangsrichtlinie können Betreiber elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste bestimmten
Zusammenschaltungs- und Zugangsverpflichtungen unterliegen.

Normen und Spezifikationen für den entbündelten Zugang zum Teilnehmeranschluss und den Bitstromzugang sind in
Kapitel II aufgeführt.
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4.1. Anwendungsprogrammschnittstellen

Technische Schnittstellen bzw. Dienst-
merkmale Bezeichnung Anmerkungen

Offener Dienstezugang (Open Service
Access, OSA); Anwendungspro-
grammschnittstelle (API/Parlay 3)

ETSI ES 201915

Offener Dienstezugang (Open Service
Access, OSA); Anwendungspro-
grammschnittstelle (API/Parlay 4)

ETSI ES 202915

Offener Dienstezugang (Open Service
Access, OSA); Anwendungspro-
grammschnittstelle (API/Parlay 5)

ETSI ES 203915

Angepasste UMTS-Anwendungen für
die verbesserte Mobilfunknetzsteue-
rung (UMTS Customized Applications
for Mobile network Enhanced Logic,

CAMEL), Phase 3; Spezifikation für
den CAMEL-Anwendungsteil

(CAMEL Application Part specification)

ETSI TS 129078

Offener UMTS-Dienstezugang
(UMTS Open Service Access, OSA);
Anwendungsprogrammschnittstelle

(API); Teil 1: Überblick

ETSI TS 129198-1

Offene UMTS-Dienstearchitektur
(UMTS Open Services Architecture)
Anwendungsprogrammschnittstelle

— Teil 2

ETSI TR 129998

4.2. Zugang zu Netzeinrichtungen und -diensten

In diesem Verzeichnis werden derzeit keine Normen oder Spezifikationen aufgeführt, weil gegenwärtig keine der
vorhandenen Normen und Spezifikationen den in den Erläuterungen dargelegten Kriterien entspricht.

4.3. Zusammenschaltung

Technische Schnittstellen bzw. Dienst-
merkmale Bezeichnung Anmerkungen

IPCablecom, Teil 12: Internet Sig-
nalling Transport Protocol (ISTP)

ETSI TS 101909-12 definiert die SS7-Schnittstelle zum
Signalisierungsübergabepunkt eines

IPCablecom-Netzes

IPCablecom, Teil 23: Internet Proto-
col Access Terminal — Line Control

Signalling (IPAT — LCS)

ETSI TS 101909-23 bestimmt die V5.2-Signalisierungs-
schnittstelle zum IP-Zugangsendgerät

(IPAT) eines IPCablecom-Netzes

KAPITEL V

5. Dienste und Dienstmerkmale

5.1. Anruferstandort

Technische Schnittstellen bzw. Dienst-
merkmale Bezeichnung Anmerkungen

Notfallortungsprotokolle (Emergency
location protocols)

ETSI TS 102164

Ortungsdienste (Location Services,
LCS), Funktionsbeschreibung, Stufe 2

(UMTS)

ETSI TS 123171

5.2. Rundfunkaspekte

Normen und Spezifikationen für den Rundfunk sind in Kapitel VIII aufgeführt.

5.3. Gebühreninformation (AoC)

In diesem Verzeichnis werden derzeit keine Normen oder Spezifikationen aufgeführt, weil gegenwärtig keine der
vorhandenen Normen und Spezifikationen den in den Erläuterungen dargelegten Kriterien entspricht.
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5.4. Verzeichnisauskunftsdienste

Technische Schnittstellen bzw. Dienst-
merkmale Bezeichnung Anmerkungen

Computergestützte Verzeichnisunter-
stützung (Computerized directory assis-

tance)

ITU-T-Empfehlung E.115 (02/
95)

Dient derzeit zur Einführung öffent-
licher Auslandsverzeichnisdienste.

Öffentliche Auslandsverzeichnis-
dienste (International public directory

services)

ITU-T-Empfehlung F.510 Auch für die Zusammenschaltung
nationaler Verzeichnisdatenbanken

geeignet.

Einheitliche Verzeichnisspezifikation
(Unified Directory Specification)

ITU-T-Empfehlung F.515

5.5. Abweisung anonymer Anrufe (ACR)

Die Abweisung anonymer Anrufe (ACR) wurde zwar für PSTN/ISDN-Netze genormt, einige der derzeitigen
Implementierungen entsprechen den Normen und Spezifikationen aber nur teilweise; für GSM-Netze ist keine
ACR-Normung erfolgt.

In diesem Verzeichnis werden derzeit keine Normen oder Spezifikationen aufgeführt, weil gegenwärtig keine der
vorhandenen Normen und Spezifikationen den in den Erläuterungen dargelegten Kriterien entspricht.

KAPITEL VI

6. Nummerierung und Adressierung

6.1. Betreiberauswahl und Betreibervorauswahl

In diesem Verzeichnis werden derzeit keine Normen oder Spezifikationen aufgeführt, weil gegenwärtig keine der
vorhandenen Normen und Spezifikationen den in den Erläuterungen dargelegten Kriterien entspricht.

6.2. Nummernübertragbarkeit

In diesem Verzeichnis werden derzeit keine Normen oder Spezifikationen aufgeführt, weil gegenwärtig keine der
vorhandenen Normen und Spezifikationen den in den Erläuterungen dargelegten Kriterien entspricht.

KAPITEL VII

7. Dienstqualität (QoS)

Technische Schnittstellen bzw. Dienstmerk-
male Bezeichnung Anmerkungen

Nutzerbezogene Parameter, Definitio-
nen und Messmethoden für die

Dienstqualität (User related QoS para-
meter definitions and measurements)

ETSI EG 202057
(Teile 1–4)

Qualität der Telekommunikations-
dienste (Quality of telecom services)

ETSI EG 202009
(Teile 1–3)

nutzerbezogene Parameter

Definitionen der Leistungsparameter
für die Sprachqualität und andere
Sprachbandanwendungen über IP-

Netze (Performance parameter definitions
for quality of speech and other voice band

applications utilising IP networks)

ITU-T-Empfehlung G.1020 (mit
Anhang A)

Anmerkung: Gemäß Artikel 11 und 22 der Universaldienstrichtlinie können die nationalen Regulierungsbehörden
unter bestimmten Umständen die Anwendung bestimmter Normen und Spezifikationen für Bereitstellungsfristen und
die Parameter, Definitionen und Messverfahren für die Dienstqualität vorschreiben. Diese Normen und Spezifikationen
sind in Anhang III der Richtlinie aufgeführt.

7.1. Dienstgüte

Technische Schnittstellen bzw. Dienst-
merkmale Bezeichnung Anmerkungen

Multimedia-Dienstqualitätskatego-
rien für Endnutzer (End-user multi-

media QoS categories)

ITU-T-Empfehlung G.1010
(11/01)
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7.2. Netzleistungsziele

Die aufgeführten Normen und Spezifikationen beziehen sich nur auf IP-gestützte Dienste.

Technische Schnittstellen bzw. Dienst-
merkmale Bezeichnung Anmerkungen

Netzleistungsziele für IP-gestützte
Dienste (Network performance objectives

for IP-based services)

ITU-T-Empfehlung Y.1541
(mit Anlage X und Änderun-

gen 1 und 2)

Einige Techniken erfordern einen
besonderen Umgang mit Toleranzen.

Begriff und Architektur der Dienst-
qualität (Quality of Service concept and

architecture)

ETSI TS 123107
(3GPP TS 23.107)

Zuordnung zwischen Dienstquali-
tätsklassen in der ITU-T-Empfehlung

Y.1541 und in TS 123107

KAPITEL VIII

8. Rundfunkdienste

8.1. Anwendungsprogrammschnittstellen

Technische Schnittstellen bzw. Dienst-
merkmale Bezeichnung Anmerkungen

Digital Video Broadcasting (digitaler
Videofunk, DVB); Multimediale
Heimplattform (MHP), Spezifika-

tion 1.1.1

ETSI TS 102812 Version 1.2.1

Digital Video Broadcasting (digitaler
Videofunk, DVB); Multimediale
Heimplattform (MHP), Spezifika-

tion 1.0.3

ETSI ES 201812 Version 1.1.1
zuvor TS 101812 V. 1.3.1

MHEG-5 Rundfunkprofil (Broadcast
Profile)

ETSI ES 202184 Version 1.1.1

8.2. Normen und Spezifikationen für die Realisierung interaktiver Fernsehinhalte

Technische Schnittstellen bzw. Dienst-
merkmale Bezeichnung Anmerkungen

WTVML, Spezifikation eines einfa-
chen Mikrobrowsers für interaktive
Fernsehanwendungen, der auf WML
beruht und damit kompatibel ist

ETSI TS 102322 Version 1.1.1

8.3. Digitaler Rundfunk

Technische Schnittstellen bzw. Dienst-
merkmale Bezeichnung Anmerkungen

Digital Audio Broadcasting (digitaler
Hörfunk, DAB);

Virtual Machine: DAB-Java-Spezifi-
kation

ETSI TS 101993
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BESCHLUSS Nr. 1/2006 DES GEMISCHTEN VERWALTUNGSAUSSCHUSSES, EINGERICHTET
DURCH DAS ABKOMMEN ZWISCHEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT UND DER
REPUBLIK CHILE ÜBER GESUNDHEITSPOLIZEILICHE UND PFLANZENSCHUTZRECHTLICHE
MASSNAHMEN IM HANDEL MIT TIEREN, TIERISCHEN ERZEUGNISSEN, PFLANZEN,
PFLANZLICHEN ERZEUGNISSEN UND SONSTIGEN WAREN SOWIE ÜBER DEN TIERSCHUTZ

vom 9. November 2006

zur Änderung der Anlagen Ic, IIIa, IIIb und XI zu Anhang IV des Abkommens

(2007/177/EG)

DER AUSSCHUSS —

gestützt auf das Abkommen zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und der Republik Chile über gesundheitspolizei-
liche und pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen im Handel mit
Tieren, tierischen Erzeugnissen, Pflanzen, pflanzlichen Erzeug-
nissen und sonstigen Waren sowie über den Tierschutz,
insbesondere auf Artikel 16 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das SPS-Abkommen mit Chile ist am 1. Februar 2003
vorläufig in Kraft getreten.

(2) Die Anlage Ic zum SPS-Abkommen sollte geändert werden,
um der vom Gemischten Verwaltungsausschuss unter-
stützten Empfehlung der Arbeitsgruppe zu Tierschutz-
fragen, den Geltungsbereich des Abkommens zu erweitern
und auf andere Tierschutznormen beim Land- und See-
transport von Tieren zu erstrecken, Rechnung zu tragen.

(3) Die Anlage IIIa zum SPS-Abkommen sollte geändert
werden, um Änderungen der Rechtsvorschriften in der
Gemeinschaft und in Chile Rechnung zu tragen.

(4) Die Anlage IIIb zum SPS-Abkommen sollte geändert
werden, um der Fußnote 1 Rechnung zu tragen, wonach
der Gemischte Verwaltungsausschuss die Listen der Anlage
durch Beschluss ergänzt.

(5) Anlage XI zum SPS-Abkommen sollte geändert werden, um
der Tatsache Rechnung zu tragen, dass sich die

Kontaktstellen und Websites für das Abkommen in der
Gemeinschaft und in Chile geändert haben —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die Anlagen Ic, IIIa, IIIb und XI zum SPS-Abkommen zwischen
der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Chile werden
durch die Anlagen im Anhang dieses Beschlusses ersetzt.

Artikel 2

Dieser Beschluss ist in zwei Urschriften abgefasst und wird von
den beiden Vorsitzenden oder anderen Personen, die befugt sind,
im Namen der Vertragsparteien zu handeln, unterzeichnet.

Artikel 3

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union
veröffentlicht.

Er tritt zu dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Unterschrift
geleistet wird.

Santiago, am 9. November 2006

Für den Gemischten Verwaltungsausschuss

Leiter der Delegation der
Republik Chile

Lexy OROZCO

Leiter der Delegation der
Gemeinschaft

Paul van GELDORP
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ANHANG

Anlage Ic

TIERSCHUTZNORMEN

Normen für:

— Betäubung und Schlachtung von Tieren

— Land- und Seetransport von Tieren

Anlage IIIa

NOTIFIZIERUNGSPFLICHTIGE TIER- UND FISCHSEUCHEN, FÜR DIE DER STATUS DER
VERTRAGSPARTEIEN ANERKANNT IST UND FÜR DIE REGIONALISIERUNGSENTSCHEIDUNGEN

GETROFFEN WERDEN KÖNNEN

Seuche Rechtsgrundlage in der Gemeinschaft
Rechtsgrundlage in Chile

allgemein spezifisch

Maul- und Klauenseuche Directivas 2003/85/CE, 64/432/
CEE, 82/894/CEE,
2002/99/CE y 2004/68/CE,
Decisión 79/542/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto no 644/51 del Ministerio de
Agricultura

4) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

5) Decreto Supremo del Ministerio de
Agricultura no 46/78

6) Decreto no 142/84 del Ministerio de
Agricultura

7) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

8) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

9) Ley no 18.617/87 del Ministerio de
Agricultura

10) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

12) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

13) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

14) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

15) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1091/03, 1191/01,
1446/95, 1447/95, 1483/92,
1487/92, 1720/95, 1725/90,
1995/97, 2212/04, 23/00, 2337/
03, 2374/97, 2375/97, 2379/97,
24/00, 2404/96, 2405/96, 25/00,
27/00, 2732/94, 2734/94, 2738/
99, 2935/98, 2988/95, 316/92,
317/03, 3251/94, 3397/98, 35/
01, 431/98, 487/00, 580/02, 624/
99, 685/94, 833/02, 887/03, 937/
95 y 938/91.

Vesikuläre Schweinekrank-
heit

Directivas 92/119/CEE, 64/432/
CEE, 82/894/CEE, 2002/99/CE y
2004/68/CE
Decisión 79/542/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

4) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

5) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1598/91, 2337/03,
2375/97, 2379/97, 24/00, 25/00,
317/03, 3397/98, 431/98 y 685/
94.
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Seuche Rechtsgrundlage in der Gemeinschaft
Rechtsgrundlage in Chile

allgemein spezifisch

6) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

7) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Vesikuläre Stomatitis Directivas 92/119/CEE, 82/894/
CEE, 2002/99/CE y 2004/68/CE
Decisión 79/542/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

4) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

5) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

6) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

7) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1091/03, 1447/95,
1486/92, 1487/92, 1676/03,
1720/95, 1808/90, 1995/97,
2337/03, 2374/97, 2375/97,
2404/96, 2405/96, 2733/94,
2738/99, 2854/95, 2935/98,
317/03, 3274/94, 3393/96, 487/
00, 580/02, 685/94 y 937/95.

Afrikanische Pferdepest Directivas 90/426/CEE, 92/35/
CEE y 82/894/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto Supremo del Ministerio de
Agricultura no 644/37

4) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

5) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

6) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

7) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

12) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1357/94, 1357/94,
1486/92, 1598/91, 1676/03,
1806/90, 1808/90, 2337/03,
2375/97, 2496/94, 2733/94,
2854/95, 3274/94, 3393/96
y 431/98.
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Seuche Rechtsgrundlage in der Gemeinschaft
Rechtsgrundlage in Chile

allgemein spezifisch

Afrikanische Schweinepest Directivas 64/432/CEE, 82/894/
CEE, 2002/60/CE, 2002/99/CE y
2004/68/CE
Decisión 79/542/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

4) Decreto no 225/78 del Ministerio de
Agricultura

5) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

6) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

7) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

12) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1598/91, 2337/03,
2375/97, 2379/97, 24/00, 25/00,
27/00, 317/03, 3397/98, 431/98
y 685/94.

Blauzungenkrankheit Directivas 82/894/CEE, 2004/
68/CE y 2000/75/CE
Decisión 79/542/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

4) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

5) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

6) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

7) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1091/03, 1446/95,
1447/95, 1483/92, 1487/92,
1995/97, 2212/04, 2337/03,
2374/97, 2404/96, 2405/96,
2738/99, 2935/98, 35/01, 487/
00, 580/02, 624/99 y 937/95.

HochkontagiöseGeflügelpest Directivas 92/40/CEE, 90/539/
CEE, 82/894/CEE, 2002/99/CE
y 2005/94/CE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

4) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

5) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

6) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1357/94, 1597/97,
1598/91, 2313/03, 2337/03,
2375/97, 2809/96, 32/04, 3356/
03, 3601/96, 431/98 685/93,
535/03, 16/04, 4277/04, 6384/
05, 6068/05, 872/06, 1846/06
y 2168/06.
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Seuche Rechtsgrundlage in der Gemeinschaft
Rechtsgrundlage in Chile

allgemein spezifisch

7) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Newcastle-Krankheit Directivas 92/66/CEE, 90/539/
CEE, 82/894/CEE y 2002/99/CE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no16/63

4) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

5) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

6) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

7) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1357/94, 1597/97,
1598/91, 2313/03, 2337/03,
2375/97, 2809/96, 32/04, 3356/
03, 3601/96, 431/98 y 685/93.

Pest der kleinen Wieder-
käuer

Directivas 92/119/CEE, 82/894/
CEE y 2002/99/CE
Decisión 79/542/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

4) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

5) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

6) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

7) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no1254/91

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1357/94, 1446/95,
1483/92, 1725/90, 1995/97,
2212/04, 2337/03, 2375/97,
2734/94, 3251/94, 35/01 y 487/
00.
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Seuche Rechtsgrundlage in der Gemeinschaft
Rechtsgrundlage in Chile

allgemein spezifisch

Rinderpest Directivas 92/119/CEE, 64/432/
CEE, 82/894/CEE, 2004/68/CE y
2002/99/CE
Decisión 79/542/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

4) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

5) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

6) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

7) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1091/03, 1191/01,
1357/94, 1446/95, 1447/95,
1483/92, 1487/92, 1598/91,
1720/95, 1725/90, 1995/97,
2212/04, 2337/03, 2374/97,
2375/97, 2379/97, 24/00, 2404/
96, 2405/96, 25/00, 27/00, 2732/
94, 2734/94, 2738/99, 2935/98,
2988/95, 316/92, 3251/94, 3397/
98, 35/01, 431/98, 487/00, 580/
02, 624/99, 685/94, 833/02, 887/
03 y 937/95.

Klassische Schweinepest Directivas 80/217/CEE, 82/894/
CEE, 64/432/CEE, 2001/89/CE
2004/68/CE y 2002/99/CE
Decisión 79/542/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

4) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

5) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

6) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

7) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1598/91, 2337/03,
2375/97, 2379/97, 24/00, 25/00,
27/00, 317/03, 3397/98, 431/98
y 685/94.

Ansteckende Lungenseuche
der Rinder

Directivas 64/432/CEE, 82/894/
CEE y 2004/68/CE
Decisión 79/542/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

4) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

5) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

6) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

7) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1091/03, 1357/94,
1447/95, 1487/92, 1598/91,
1720/95, 2212/04, 2337/03,
2374/97, 2375/97, 2404/96,
2405/96, 2738/99, 2935/98,
431/98, 580/02, 624/99, 833/02,
887/03 y 937/95.
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Seuche Rechtsgrundlage in der Gemeinschaft
Rechtsgrundlage in Chile

allgemein spezifisch

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Schaf- und Ziegenpocken Directivas 92/119/CEE, 82/894/
CEE y 2004/68/CE
Decisión 79/542/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

4) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

5) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

6) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

7) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1446/95, 1483/92,
1995/97, 2212/04, 2337/03,
2375/97, 2734/94, 3251/94, 35/
01 y 487/00.

Rifttalfieber Directivas 92/119/CEE, 82/894/
CEE y 2004/68/CE
Decisión 79/542/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

4) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

5) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

6) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

7) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1091/03, 1357/94,
1446/95, 1483/92, 1487/92,
1598/91, 1720/95, 1995/97,
2337/03, 2374/97, 2375/97,
2404/96, 2405/96, 2738/99,
2935/98, 316/92, 431/98, 487/
00, 580/02, 624/99 y 937/95.
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Seuche Rechtsgrundlage in der Gemeinschaft
Rechtsgrundlage in Chile

allgemein spezifisch

Dermatitis nodularis Directivas 92/119/CEE, 82/894/
CEE y 2004/68/CE
Decisión 79/542/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

4) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

5) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

6) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

7) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1091/03, 1447/95,
1483/92, 1487/92, 1720/95,
2337/03, 2374/97, 2375/97,
2404/96, 2405/96, 2732/94,
2738/99, 2935/98, 580/02, 624/
99 y 937/95.

Venezolanische Pferdeenze-
phalomyelitis

Directivas 90/426/CEE y 82/
894/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto Supremo del Ministerio de
Agricultura no 644/37

4) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

5) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

6) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

7) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

12) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1486/92, 1676/03,
1808/90, 2496/94, 2733/94,
2854/95, 3274/94 y 3393/96.

Rotz Directivas 90/426/CEE y 82/
894/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

4) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

5) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

6) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

Resoluciones del Servicio Agrícola
Ganadero nos 1357/94, 1486/92,
1598/91, 1676/03, 1806/90,
1808/90, 2496/94, 2733/94,
2854/95, 3393/96 y 431/98.
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Seuche Rechtsgrundlage in der Gemeinschaft
Rechtsgrundlage in Chile

allgemein spezifisch

7) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Beschälseuche Directivas 90/426/CEE y 82/
894/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no 16/63

4) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

5) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

6) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

7) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1254/91

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1486/92, 1676/03,
1808/90, 2496/94, 2854/95
y 3393/96.

Ansteckende Schweineläh-
mung

Directiva 82/894/CEE
Decisión 79/542/CEE

1) Decreto Ley no 176/24
2) Decreto Supremo del Ministerio de

Agricultura, Industria y Colonización
no 318/25

3) Decreto con Fuerza de Ley Reglamento
Reforma Agraria del Ministerio de
Hacienda no16/63

4) Decreto no 73/85 del Ministerio de
Agricultura

5) Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1143/85 modifi-
cada por la no 1762/97

6) Ley 18.755/89 modificada por la Ley
19.263/94, ambas del Ministerio de
Agricultura

7) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no1254/91

8) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 1698/91

9) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 2153/97

10) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero, SAG no 3138/99

11) Resolución del Servicio Agrícola
y Ganadero no 1150/2000

Resoluciones del Servicio Agrícola
y Ganadero nos 1598/91, 2379/97,
24/00, 25/00, 317/03, 3397/98,
431/98 y 685/94.

Infektiöse hämatopoetische
Nekrose (IHN)

Directivas 91/67/CEE, 82/894/
CEE y 93/53/CEE

1) Decreto Supremo del Ministerio de
Economía no 319/01

2) Decreto Supremo del Ministerio de
Economía no 626/01

Resoluciones del Servicio Nacional
de Pesca nos 61/03,729/03 y 392/
04.
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Seuche Rechtsgrundlage in der Gemeinschaft
Rechtsgrundlage in Chile

allgemein spezifisch

Virale hämorrhagische Septi-
kämie (VHS)

Directivas 91/67/CEE, 82/894/
CEE y 93/53/CEE

1) Decreto Supremo del Ministerio de
Economía no 319/01

2) Decreto Supremo del Ministerio de
Economía no 626/01

Resoluciones del Servicio Nacional
de Pesca nos 61/03,729/03 y 392/
04.

Infektiöse Anämie des Lach-
ses

Directivas 91/67/CEE, 92/894/
CEE y 93/53/CEE

1) Decreto Supremo del Ministerio de
Economía no 319/01

2) Decreto Supremo del Ministerio de
Economía no 626/01

Resoluciones del Servicio Nacional
de Pesca nos 61/03,729/03 y 392/
04.

Bonamia ostreae Directivas 91/67/CEE, 95/70/CE
y 82/894/CEE

1) Decreto Supremo del Ministerio de
Economía no 319/01

2) Decreto Supremo del Ministerio de
Economía no 626/01

Resoluciones del Servicio Nacional
de Pesca nos 1809/03.

Marteilia refringens Directivas 91/67/CEE, 95/70/CE
y 82/894/CEE

1) Decreto Supremo del Ministerio de
Economía no 319/01

2) Decreto Supremo del Ministerio de
Economía no 626/01

Resolución del Servicio Nacional
de Pesca nos 1809/03.
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Anlage IIIb

NOTIFIZIERUNGSPFLICHTIGE SCHADORGANISMEN, FÜR DIE DER STATUS DER VERTRAGSPARTEIEN
ANERKANNT IST UND FÜR DIE REGIONALISIERUNGSENTSCHEIDUNGEN GETROFFEN WERDEN KÖNNEN

Lage in Chile:

1. Schadorganismen, von denen nicht bekannt ist, dass sie in irgendeinem Teil Chiles auftreten; diese sind in Artikel 20
der Verfügung Nr. 3080 des Servicio Agrícola y Ganadero (geänderte Fassung) aufgeführt, in der die Kriterien für die
Regionalisierung in Bezug auf Quarantäneschadorganismen im chilenischen Hoheitsgebiet festgelegt sind (Resolución
No 3080 establece criterios de regionalización en relación a las plagas cuarentenarias para el territorio de Chile).

2. Schadorganismen, von denen bekannt ist, dass sie in Chile auftreten, und die unter amtlicher Kontrolle sind; diese sind
in Artikel 21 der Verfügung Nr. 3080 (geänderte Fassung) aufgeführt.

3. Schadorganismen, von denen bekannt ist, dass sie in Chile auftreten, die unter amtlicher Kontrolle sind und für die
schadorganismusfreie Gebiete festgelegt sind; diese sind in den Artikeln 6 und 7 der Verfügung Nr. 3080 (geänderte
Fassung) aufgeführt.

Lage in der Europäischen Gemeinschaft:

1. Schadorganismen, von denen nicht bekannt ist, dass sie in irgendeinem Teil der Gemeinschaft auftreten, und die für
die gesamte Gemeinschaft oder für einen Teil der Gemeinschaft relevant sind; diese sind in Anhang I Teil A Kapitel I
und Anhang II Teil A Kapitel I der Richtlinie 2000/29/EG des Rates über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft
gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse (geänderte
Fassung) aufgeführt.

2. Schadorganismen, von denen bekannt ist, dass sie in der Gemeinschaft auftreten, und die für die gesamte
Gemeinschaft relevant sind; diese sind in Anhang I Teil A Kapitel II und Anhang II Teil A Kapitel II der Richtlinie
2000/29/EG (geänderte Fassung) aufgeführt.

3. Schadorganismen, von denen bekannt ist, dass sie in der Gemeinschaft auftreten, und für die schadorganismusfreie
Gebiete festgelegt sind; diese sind in Anhang I Teil B und Anhang II Teil B der Richtlinie 2000/29/EG (geänderte
Fassung) aufgeführt.
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Anlage XI

KONTAKTSTELLEN UND WEBSITES

A. Kontaktstellen

Für Chile:

Departamento Acceso a Mercados
Dirección General de Relaciones Económicas Internacionales (DIRECON)
Ministerio de Relaciones Exteriores
Teatinos 180, piso 11
Santiago
Chile
Tel. (56-2) 565 93 38
Fax (56-2) 696 06 39

Andere wichtige Kontaktstellen:

Departamento Europa, África y Medio Oriente
Dirección General de Relaciones Económicas Internacionales (DIRECON)
Ministerio de Relaciones Exteriores
Teatinos 180, piso 12
Santiago
Chile
Tel. (56-2) 565 93 58
Fax (56-2) 565 93 40

Jefe División de Protección Pecuaria
Servicio Agrícola y Ganadero (SAG)
Ministerio de Agricultura
Av. Bulnes 140, piso 7
Santiago
Chile
Tel. (56-2) 345 14 01
Fax (56-2) 345 14 03

Jefe División de Protección Agrícola
Servicio Agrícola y Ganadero (SAG)
Ministerio de Agricultura
Av. Bulnes 140, piso 3
Santiago
Chile
Tel. (56-2) 345 12 02
Fax (56-2) 345 12 03

Jefe División Asuntos Internacionales
Servicio Agrícola y Ganadero (SAG)
Ministerio de Agricultura
Av. Bulnes 140, piso 5
Santiago
Chile
Tel. (56-2) 345 15 75
Fax (56-2) 345 15 78

Jefe Departamento Sanidad Pesquera
Servicio Nacional de Pesca (SERNAPESCA)
Ministerio de Economía
Victoria 2832
Valparaíso
Chile
Tel. (56-32) 81 92 02
Fax (56-32) 81 92 00
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Jefe División de Políticas Públicas Saludables y Promoción
Ministerio de Salud
Mac Iver 459, piso 8
Santiago
Chile
Tel. (56-2) 574 04 93
Fax (56-2) 664 90 55

Für die Gemeinschaft:

El Director
DG SANCO Dirección D
Salud y Bienestar de los Animales
Comisión Europea
Dirección postal: Rue de la Loi 200
B-1049 Bruselas
Despacho: Rue Froissart 101
B-1040 Bruselas
Bélgica
Tel. (32-2) 295 36 41
Fax (32-2) 296 42 86

Andere wichtige Kontaktstellen:

El Director
DG SANCO Dirección E
Seguridad Alimentaria
Comisión Europea
Dirección postal: Rue de la Loi 200
B-1049 Bruselas
Despacho: Rue Belliard 232
B-1040 Bruselas
Bélgica
Tel. (32-2) 295 34 30
Fax (32-2) 295 02 85

El Director
DG SANCO Dirección F
Oficina Alimentaria y Veterinaria
Grange Dunsany
Co Meath
Irlanda
Tel. (353-46) 617 58
Fax (353-46) 618 97

B. Kontaktstellen für E-Mail

Für Chile:

acuerdo-chile-ue-sps@direcon.cl

Für die Gemeinschaft:

sanco-ec-chile-agreement@ec.europa.eu

C. Kostenlose Websites

Für Chile:

http://www.direcon.cl

http://www.sag.gob.cl

http://www.sernapesca.cl

http://ministeriodesalud.cl

Für die Gemeinschaft:

http://ec.europa.eu/dgs/health_consumer/foodsafety.htm
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